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 (Beginn der Anhörung: 10:04 Uhr) 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
begrüße Sie zur öffentlichen Anhörung. Gegenstand der Anhörung ist ein Antrag der 
SPD-Fraktion, Drucksache 5/11489, „Prekäre Beschäftigungssituation von 
Lehrbeauftragten an Musik- und Kunsthochschulen überwinden“. 
 
Ich begrüße insonderheit unsere Damen und Herren Sachverständigen. Wir verfahren 
so, dass Sie zunächst zehn Minuten Gelegenheit haben, das darzustellen, was Ihnen 
wichtig ist. In der Befragung danach gibt es dann ohne Weiteres die Möglichkeit, noch 
das eine oder andere zu ergänzen. Wir tun dies aufgrund von Erfahrungen. Wer der 
Hochschule nahesteht, weiß, dass der, wenn er einmal das Wort hat, es so schnell nicht 
wieder lässt. Damit wir das einigermaßen strukturieren können, haben wir uns auf diese 
zehn Minuten verständigt. 
 
Steigen wir gleich in die Sache ein. Ich bitte Prof. Ehrlich, den Rektor der Hochschule 
für Musik und Theater in Leipzig, um seine gutachtliche Stellungnahme. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Sehr geehrte Damen und Herren, guten Morgen! Die zwei 
sächsischen Musikhochschulen sind Institutionen nicht von lokaler, regionaler und 
nationaler Bedeutung; sie gehören anerkanntermaßen zu den besten 
Ausbildungsstätten für Musik und Darstellende Kunst der Welt. 
 
Wenn ich mich in meinen nachfolgenden Äußerungen auf die Hochschule für Musik und 
Theater „Felix Mendelssohn Bartholdy“ Leipzig beschränke, tue ich dies keineswegs, 
um die hervorragenden Leistungen der Hochschule für Musik „Carl Maria von Weber“ 
Dresden herunterzuspielen, sondern lediglich, weil ich das Privileg habe, die HMT 
Leipzig seit 2006 als Rektor zu leiten. 
 
Die HMT Leipzig ist seit 1843 Ziel- und Ausgangspunkt zugleich für hervorragende 
Talente aus aller Welt. Die Namen unserer deutschen Alumni und Professoren kennen 
wirklich alle: Mendelssohn, Schumann, Reger, Kurt Masur, Klaus Tennstedt, Ulrich 
Mühe, Nadja Uhl. Zu den bekanntesten Ausländern gehören der norwegische 
Nationalkomponist Grieg, der bekannteste englische Operettenkomponist Sullivan, der 
Komponist der isländischen Nationalhymne Sveinbjörnsson, der japanische 
Nationalkomponist Taki, der litauische Nationalkomponist Ciurlionis. – Diese Ehrenreihe 
ließe sich sehr lange fortführen. 
 
Heute sind unsere Lehrer- wie Studierendenschaft unverändert international. Von den 
derzeit circa 900 Studierenden kommen je ein Drittel aus Ostdeutschland, aus 
Westdeutschland und aus 41 verschiedenen Nationen im Ausland. Im Schnitt bewerben 
sich 8,75 Aspiranten auf jeden freien Studienplatz, vor allem, weil sie wissen, dass sie 
in Leipzig zwar keine Garantie für eine erfolgreiche Karriere in den notorisch prekären 
Berufsfeldern der Musik erwerben, aber sehr wohl die bestmöglichen Voraussetzungen 
dafür. 
 
Dies trifft auf besondere Weise für das prekärste Berufsfeld von allen zu: das 
Sprechtheater. Das Schauspielinstitut „Hanns Otto“ an der HMT ist die einzige 
professionelle Ausbildungsstätte ihrer Art weltweit, die seit mehr als fünf Jahren eine 
hundertprozentige Vermittlungsquote in feste künstlerische Anstellungen direkt nach 
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dem Studienabschluss vorweisen kann – ein besonderes sächsisches 
Alleinstellungsmerkmal, auf das der Freistaat sehr stolz sein kann. 
 
Solche Erfolge sind das Ergebnis konsequenter und harter Arbeit. Sie gelingen nur 
durch intensive Betreuung im Einzelunterricht und in kleinen Gruppen. Die betreute 
Präsenz der Studierenden an einer Hochschule für Musik und Darstellende Kunst ist 
sehr hoch und setzt die Hingabe hoch qualifizierter und motivierter Lehrer zwingend 
voraus.  
 
Dies ist kostspielig, und wir danken Ihnen, den gewählten Vertretern des Souveräns im 
Sächsischen Landtag, dass Sie die Kunsthochschulen im Freistaat gerade in der Zeit 
des Wiederaufbaus seit der friedlichen Revolution im Rahmen der 
Haushaltszuweisungen an das SMWK konsequent unterstützt haben.  
 
Die Musikhochschulen haben jedoch ein chronisches Problem, das durch zu lange 
Vernachlässigung akut und schwerwiegend geworden ist. An der HMT Leipzig wird 
knapp die Hälfte – 47 % – der Lehre durch Lehrbeauftragte erteilt. Dagegen ist 
grundsätzlich gar nichts einzuwenden. Wir verlassen uns gerne auf unsere 
selbstständigen Lehrkräfte, die neue Impulse aus der künstlerischen Praxis in die 
Hochschule hereinbringen. Die Lehraufträge an der HMT Leipzig werden 
ausgeschrieben und im Rahmen eines komplexen Auswahlverfahrens mit Lehrproben 
und Kolloquien besetzt. Deren Qualifikation und Kompetenz ist dementsprechend hoch.  
 
Nein, nicht die Lehrbeauftragten sind unser Problem, sondern das Fehlen einer 
seriösen finanziellen Untersetzung selbst für deren unhaltbar niedrige Honorierung. 
Jahrelang wurden die Ausgaben der Musikhochschulen für Lehrbeauftragte in Sachsen 
– wie in anderen Bundesländern auch – bewusst, absichtlich und in Absprache mit dem 
zuständigen Ministerium zu einem erheblichen Teil aus eingesparten Mitteln aus der 
Nichtbesetzung von Planstellen finanziert. 
 
Als es jedoch 2010 zu der Erhebung der Personal-Istkosten durch das sächsische 
Ministerium der Finanzen kam, wurde diese Tatsache nicht ausreichend beachtet. Im 
Ergebnis fehlte nach der Umstellung auf die Istkostenerstattung der HMT Leipzig im 
Doppelhaushalt 2011/12 eine Summe in Höhe von circa 670 000 Euro pro Jahr, die nur 
zum Teil durch eine Sonderzuweisung des Ministeriums während dieser beiden Jahre 
ausgeglichen werden konnte. Trotz einer Korrektur im Doppelhaushalt 2013/14 fehlt 
gegenüber dem Stand von 2010 immer noch unter dem Strich eine sechsstellige 
Summe, die die Musikhochschulen entbehrungsreich einsparen müssen. 
 
Das SMWK weist – juristisch korrekt – darauf hin, dass die Lehrbeauftragten in keinem 
Vertrags- oder Dienstverhältnis zum Freistaat stehen, sondern lediglich in einem 
Vertragsverhältnis zu den einzelnen Musikhochschulen. Mit dieser Begründung sowie 
mit einem lapidaren Verweis auf die Zuständigkeit des jeweiligen Rektorats und deren 
Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes 
sind unsere Ersuchen um die Einstellung einer angemessenen Summe zur 
Untersetzung der Honorare kategorisch abgelehnt worden. 
 
Es ist jedoch nicht der Fall, dass das Ministerium keine Vorstellungen zur 
angemessenen Honorierung der Lehrbeauftragten im Freistaat hat. Erst vor vier 
Wochen hat das Ministerium in der Verwaltungsvorschrift zur Vergütung von 
Lehraufträgen an den staatlichen Studienakademien der Berufsakademie Sachsen vom 
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03.06.2013 eine Vergütung in der Spanne zwischen höchstens 32 und 37 Euro 
vorgeschrieben – wohlgemerkt für eine Unterrichtszeit von 45 Minuten, nicht für eine 
Zeitstunde wie an den Musikhochschulen. Hochgerecht auf 60 Minuten, würden diese 
Sätze zwischen 42 und 49 Euro für eine Zeitstunde betragen.  
 
Das SMWK hat hiermit keine „fürstliche“, aber eine nachvollziehbare Regelung für die 
wichtige Arbeit der Berufsakademie Sachsen festgelegt. An den weltberühmten 
sächsischen Musikhochschulen ließen die derzeitigen Zuweisungen jedoch keinesfalls 
solche Honorarsätze zu – nicht zwischen 42 und 49 Euro, sondern zwischen 23 und 32 
Euro. 
 
So niedrig sind die Regelsätze für 60 Minuten Unterricht an der HMT Leipzig im 
Sommersemester 2013, wobei der Höchstsatz von 32 Euro einer Handvoll wenigen 
Persönlichkeiten von internationaler Bedeutung vorbehalten wird, zum Beispiel dem 
Thomaskantor – immerhin ein Nachfolger von Johann Sebastian Bach – oder dem 
Konzertmeister im Gewandhausorchester. – Dafür bekommen Sie, meine Damen und 
Herren, keinen Handwerker in Ihre Wohnung. Der gesunde Menschenverstand sagt: 
Dafür bekommen Sie auch auf Dauer keinen gescheiten Unterricht in Ihren 
Hochschulen. 
 
Ein wirklich realistischer Satz für eine Dienstleistung von dieser Güte würde das Zwei- 
bis Dreifache betragen. Sie werden in dem Gutachten meines Kollegen Schulz aus 
Graz sehen, dass in Österreich diese Sätze nie unter 70 Euro lagen.  
 
Dabei ist es völlig irrelevant und irreführend zu fragen, ob ein Lehrbeauftragter Mitglied 
der Sächsischen Staatskapelle oder eine arme Kirchenmaus ist. Irgendwann stellt 
sowohl Frau Kammersängerin als auch Frau Aschenputtel fest: Ich kann es mir gar 
nicht leisten, einen oder zwei Tage an der Hochschule zu unterrichten. Ich kann mehr 
Geld an der Musikschule verdienen. Ich kann als Hochschulabsolvent mit jahrelanger 
Berufspraxis einer anderen Tätigkeit nachgehen, die a) lukrativer ist und b) 
Aufstiegsmöglichkeiten verspricht. Ich kann als Lehrbeauftragter zum Beispiel an der 
Musikhochschule Weimar das Doppelte verdienen. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich plädiere stark für die Beibehaltung der 
Selbstständigkeit der Lehrbeauftragten an den sächsischen Musikhochschulen. Die 
Planstellen für Beamte und Angestellte sind zwar unverzichtbar, aber wir brauchen die 
Flexibilität der Lehrbeauftragten, um unsere Studierenden praxisnah und innovativ 
auszubilden. Die negativen Folgen der generellen Ausdehnung einer abhängigen 
Beschäftigung an den österreichischen Hochschulen hat Kollege Schulz aus Graz in 
seiner Ihnen vorliegenden schriftlichen Stellungnahme deutlich gemacht. Die weiterhin 
selbstständigen Lehrbeauftragten müssen jedoch anständig bezahlt werden. 
 
Im Jahr 1990 verdiente ich als anfangender Lehrbeauftragter der Musikhochschule 
Karlsruhe ungefähr den gleichen reinen Geldbetrag, 55 DM pro Stunde, wie ein heutiger 
Berufsanfänger 23 Jahre später in Leipzig, 23 Euro pro Stunde – als hätte es in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten keine Steigerung der Lebenshaltungskosten gegeben, 
als hätten wir das gleiche Preisniveau wie zu Zeiten der Wiedervereinigung. Das ist ein 
Skandal, eine chronische, massive Gefährdung für die Qualität und Nachhaltigkeit der 
sächsischen Musikhochschulen. 
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Die Mehrkosten eines klar definierten und realistischen Haushaltsansatzes für die 
Lehrbeauftragten wären für den Freistaat gering. Der Gewinn wäre immens – für die 
Sicherung zweier jahrhundertealter, in der modernen Welt höchst angesehener 
sächsischer Hochschulen, die am Rande eines historisch verhängnisvollen 
Qualitätsverlustes stehen. 
 
Wundern Sie sich bitte nicht, dass sich der Senat und das Rektorat der HMT Leipzig 
Anfang des Jahres einstimmig für die Erhebung von Studiengebühren für Nicht-EU-
Ausländer entschieden haben. Wundern Sie sich bitte nicht, dass der Senat und das 
Rektorat trotz aller Proteste, trotz Medienschelte und erheblichen Widerstandes aus 
Ecken, aus denen wir diesen Widerstand nicht erwartet hätten, daran festhalten. Wir 
haben keine Alternative, auch wenn wir wissen, dass dieser Schritt nicht reichen wird, 
um eine tatsächlich angemessene Vergütung der Lehrbeauftragten zu untersetzen. 
 
Glauben Sie mir schließlich, dass der durch die neuen Studiengebühren möglich 
gemachte, ab dem kommenden Wintersemester geltende erhöhte allgemeine 
Honorarsatz an der HMT in Höhe von 30 Euro weder ausreichend noch nachhaltig ist. 
Es bedarf vielmehr eines beherzten Schrittes des Landtages, um den ich Sie heute 
eindringlich bitte. 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Prof. Ehrlich. – Ich bitte nun Frau 
Bettina Preusker von der Lehrbeauftragtenvertretung der Hochschule für Musik Carl 
Maria von Weber Dresden um ihr Votum. 
 
Bettina Preusker: Als sich während meines Musikstudiums, sehr geehrte Damen und 
Herren, die Wende 1989 neben allem Positiven auch einige Unwägbarkeiten für mich 
persönlich mit sich brachte, empfahl mir damals mein Vater: Studiere doch noch Jura 
und gehe in die Politik. Meine Leidenschaft für die Musik war jedoch viel zu groß, und 
so habe ich die Unsicherheiten in Kauf genommen und bin immer noch mit größter 
Freude Musikerin und Musikpädagogin. 
 
 (Die Sachverständige referiert anhand einer PowerPoint-Präsentation.) 
 
Seit 2004 unterrichte ich unter anderem als Lehrbeauftragte der Dresdner 
Musikhochschule am Sächsischen Landesgymnasium, Hauptfach Flöte, betreue 
Schulmusikstudierende im Hauptfach Flöte und unterrichte das Fach Lehrpraxis. 
 
Als Vertreterin der Lehrbeauftragten der Hochschule für Musik Carl Maria von Weber in 
Dresden möchte ich Ihnen nun aus meiner Sicht Einblick in die Situation von 
Lehrbeauftragten geben. 
 
Es liegt auf der Hand, dass wir Lehrbeauftragten mit 43 % des gesamten 
Lehrangebotes den Hochschulbetrieb nicht nur ergänzen, sondern entscheidend 
mittragen. Ohne uns wäre die Hochschule lahmgelegt. Wie auch unsere 
festangestellten Kollegen, sind wir Lehrbeauftragten selbst hochqualifizierte 
Hochschulabsolventen. Die intensive, disziplinierte, musikalische Spezialausbildung 
begann bei vielen von uns in frühester Kindheit. Angeschlossen daran folgte ein fünf- 
bis siebenjähriges Studium, welches mit Diplom, oft dem Konzertexamen oder der 
Meisterklasse abgeschlossen wurde. Die Intensität, die Disziplin, der Wille und die 
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daraus resultierenden Entbehrungen dieser Ausbildung im Kindesalter lassen den 
Vergleich mit einem Spitzensportler zu. 
 
Wir Lehrbeauftragten leisten – genauso wie unsere festangestellten Kollegen – 
verantwortungsvolle Ausbildungsarbeit in allen Bereichen der Hochschule: im Bachelor- 
und Masterbereich, im Haupt- und Nebenfach, im Einzel- und Gruppenunterricht oder 
am Landesgymnasium, welches dem künstlerischen Bereich der Hochschule 
untersteht. Dabei wird vorausgesetzt, dass wir – neben der eigentlichen Ausbildung im 
Unterricht – für unsere Studierenden an Hochschulveranstaltungen teilnehmen bzw. 
diese selbst organisieren und durchführen, pädagogische Arbeiten begutachten, 
Prüfungen abnehmen und einiges andere mehr. Laut Lehrauftrag werden alle diese mit 
dem Unterricht verbundenen zusätzlichen Tätigkeiten grundsätzlich nicht extra 
honoriert, sondern sind mit dem Stundenhonorar abgegolten. Auf gesonderten Antrag 
können Prüfungsstunden geringfügig pauschal honoriert werden. 
 
 (Folie: Derzeitige Honorare der Lehrbeauftragten) 
 
Wie Sie auf der Darstellung der Folie erkennen können, entspricht diese Honorierung 
im günstigsten Fall 10 Euro pro Stunde. Die Honorare, mit denen all diese Arbeiten – 
einschließlich der notwendigen fachlichen Vorbereitungen – vergütet werden, bewegen 
sich seit Jahren schon auf niedrigstem Niveau. Nur für die Honorarstufe 2 konnte die 
Hochschulleitung im Wintersemester 2012/2013 den Satz von 21 auf 23 Euro pro 
Stunde anheben. Alle weiteren Honorarstufen sind bisher gleich geblieben und liegen 
derzeit im Einsteigerbereich für Absolventen bei 15 Euro, in der dritten Stufe bei 25 
Euro, in der vierten Stufe bei 28 Euro und in der oberen Stufe bei 33 Euro. 
 
Ab dem Wintersemester 2013/2014 wird es, befristet bis Ende 2014, eine 
Honorarneuordnung geben. Die nunmehr vier Stufen stellen mit 24, 27, 30 und 34 Euro 
nur eine minimale Erhöhung dar, die nicht einmal einem Inflationsausgleich für die 
letzten Jahre entspricht. Zudem sind sie, wohlgemerkt, befristet. 
 
Die seit 2003 fast unveränderten Honorare zementieren Jahr für Jahr eine 
Spitzenausbildung zu Dumpinglöhnen. Dass wirklich Spitzenausbildung geleistet wird, 
beweist die Tatsache, dass auch Studierende von Lehrbeauftragten bei Wettbewerben 
höchst erfolgreich sind und Anstellungen in Spitzenorchestern erhalten. 
 
Durch die Veränderung des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst hin zu einer 
Ist-Kosten-Veranschlagung ab dem Doppelhaushalt 2011/2012 und der damit 
verbundenen Verringerung der zur Verfügung stehenden Honorarmittel für 
Lehrbeauftragte konnten in den vergangenen Jahren keinerlei Höherstufungen für 
verdienstvolle bzw. langjährige Kollegen vorgenommen werden. Dies hat sicher keine 
motivierende Wirkung auf die Qualität des Unterrichts von Lehrbeauftragten. 
 
Die andauernde und sich ausweitende Ungleichbehandlung zwischen Lehrbeauftragten 
und Festangestellten in der Bezahlung widerspricht dem angestrebten Grundsatz 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Sie lässt Qualitätseinbußen befürchten und ist auch 
aufgrund dessen einfach inakzeptabel. 
 
Eine im vergangenen Jahr von der Lehrbeauftragtenvertretung veranlasste Befragung 
zur Situation der Lehrbeauftragten an der Dresdner Musikhochschule ergibt folgendes 
Bild: Nur circa ein Drittel der Befragten gaben an, neben ihrer Tätigkeit als 
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Lehrbeauftragte eine Festanstellung in einem Orchester oder einer anderen Institution 
zu haben bzw. als pensionierter Professor im Lehrauftrag tätig zu sein. Auch die 
Gruppe, die als Absolventen erste Dozentenerfahrungen an der Musikhochschule 
sammeln, ist mit 15 % sehr klein. Fast die Hälfte aller Befragten ist länger als zehn 
Jahre an der Hochschule beschäftigt; sie sind also keine Berufseinsteiger. Des 
Weiteren gaben in der Befragung mehr als 50 % der Kollegen an, dass ihr 
Lehrbeauftragten-Honorar existenzieller Bestandteil ihres Gesamteinkommens ist. Über 
70 % der Befragten hätten gern eine Festanstellung an der Hochschule. 
 
Aus diesen Fakten ergibt sich, dass der größte Teil der Lehrbeauftragten einer 
selbstständigen Tätigkeit nachgeht und der Lehrauftrag keine Nebentätigkeit, sondern 
ein wesentlicher Teil der selbstständigen Arbeit ist. Für diesen Großteil der Befragten 
bergen Halbjahresverträge, fehlende Honorarfortzahlung im Krankheitsfall und 
fehlender Mutterschutz ein ständiges Risiko in sich. Nicht zu vergessen sind die im 
Vergleich zu Festangestellten fehlenden Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 
Um die daraus resultierenden Risiken absichern zu können, müssten die Lehrhonorare 
unbedingt angemessen, mindestens aber doppelt so hoch sein wie derzeit. Erst dann 
kann diese Gruppe der Lehrbeauftragten auch ausreichend Maßnahmen zur 
Altersvorsorge treffen. 
 
Abschließend möchte ich die prekäre Situation der größten Gruppe der 
Lehrbeauftragten noch einmal anhand einer Rechnung verdeutlichen. 
 
 (Folie) 
 
Die Zahl der Semesterwochenstunden einer hauptamtlichen Vollzeitstelle beträgt 20 bis 
22 Stunden. Dies entspricht sozusagen der 40-Stunden-Woche eines Arbeitnehmers, 
weil die Stunden zur Vor- und Nachbereitung des Unterrichts sowie das eigene Üben 
einberechnet werden. Nur so kann der Lehrende auch seine Qualität erhalten und 
künstlerisch attraktiv bleiben. Für Lehrbeauftragte in Sachsen ist auf dieser Basis ein 
Höchstsatz von 9,75 bzw. 10,75 Semesterwochenstunden festgelegt worden. Diese 
Zahlen entsprechen der knappen halben Stelle einer Professur oder 
Wissenschaftlichen-Mitarbeiter-Stelle. Die niedrigste Einstufung einer Professur – W 1 – 
liegt derzeit in Sachsen bei circa 45 600 Euro jährlich. Die für Akademiker gültige 
Besoldungsgruppe – E 13 – beträgt im Einstiegsgehalt circa 40 800 Euro jährlich. Der 
durchschnittliche Jahresarbeitslohn je Arbeitnehmer in Deutschland betrug im Jahr 
2012 nach Angaben des Bundesministeriums der Finanzen rund 29 000 Euro. Die 
Niedriglohngrenze liegt entsprechend bei etwa 21 000 Euro.  
 
Selbst wenn ein Lehrbeauftragter noch einen zweiten Lehrauftrag oder eine 
vergleichbare Tätigkeit hat und damit das Niveau einer Vollbeschäftigung erreicht, liegt 
sein Einkommen mit 14 350 bzw. 15 600 Euro Jahresgehalt noch weit unter dem 
Niedriglohn. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, wenn Sie in nächster Zeit wieder einmal als Ausgleich 
zu Ihrer politischen Tätigkeit ein Konzert besuchen, dann denken Sie bitte daran, dass 
der Grundstein für Ihr Konzerterlebnis unter anderem auch von vielen Lehrbeauftragten 
gelegt wurde.  
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
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Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Frau Preusker. – Herr Prof. Martin 
Ullrich, Vorsitzender der Rektorenkonferenz der deutschen Musikhochschulen in der 
HRK, wird nun sein Gutachten vortragen. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Frau 
Staatsminister, sehr geehrte Damen und Herren! Ich danke Ihnen zunächst herzlich für 
die Einladung und für die Gelegenheit, hier den Standpunkt der Rektorenkonferenz der 
deutschen Musikhochschulen knapp vorzutragen. 
 
Mit der Situation der Lehrbeauftragten an den Musikhochschulen beschäftigt sich die 
Rektorenkonferenz nun schon seit einigen Jahren intensiv. Seit 2010 sind die 
Sprecherinnen und Sprecher der Bundeskonferenz der Lehrbeauftragten an 
Musikhochschulen regelmäßige Gäste in der Rektorenkonferenz. Ich selbst – seit 2011 
im Amt des Vorsitzenden der Rektorenkonferenz – habe die beiden BKLM-
Bundesversammlungen in Berlin und Köln besucht und werde auch in diesem Herbst in 
Trossingen wieder zu Gast sein dürfen. 
 
Aus unserer Sicht ist in Bezug auf die Lehrbeauftragten an den Musikhochschulen eine 
hochschulpolitisch bundesweit sehr dynamische Situation entstanden, und ich darf 
vielleicht als ergänzende Perspektive aus meinem Hauptberuf als Leiter einer 
Hochschule für Musik in Bayern darauf hinweisen, dass auch im Freistaat Bayern die 
Situation der Lehrbeauftragten im Moment ein brennendes Thema geworden ist.  
 
Ich würde gerne meinen Vortrag in drei Punkte gliedern. Punkt eins: Die Situation der 
Lehrbeauftragten an Musikhochschulen ist aus meiner Sicht eine grundsätzlich andere 
als an allen anderen Hochschularten, einschließlich auch der Hochschulen für Bildende 
Künste und Gestaltung. Punkt zwei: Diese Situation der Lehrbeauftragten an 
Musikhochschulen bedarf ihrerseits einer Differenzierung; es gibt keine einheitliche 
Situation der Musikhochschul-Lehrbeauftragten. Punkt drei: Die derzeitige Situation 
muss sich aus meiner Sicht in mancher, wenn auch nicht in jeder Hinsicht ändern. Das 
stellt nicht nur Anforderungen, auch an bereitzustellende Ressourcen, sondern bietet 
auch hochschulpolitische Entwicklungschancen. 
 
Ich würde gern diese drei Punkte etwas genauer ausführen. 
 
Dass die Lehrbeauftragten an den Musikhochschulen, an allen deutschen 
Musikhochschulen auch für die Sicherstellung, nicht nur die Ergänzung des 
Studienangebotes gedacht sind, ging schon aus den Ausführungen meiner Vorrednerin 
sowie meines Vorredners hervor. Ich sehe die Notwendigkeit, eine Balance zu finden 
zwischen der an und für sich wünschenswerten Flexibilität im Unterrichtsangebot, die 
der Lehrauftrag in seiner freiberuflichen Natur den Musikhochschulen gibt gegenüber 
der Verantwortung, die wir als Hochschulleitungen gegenüber auch langjährig am 
Hause Beschäftigten tragen. Was ich mir wünschen würde – und das gilt nicht nur für 
den Freistaat Sachsen –, ist eine breite politische Unterstützung, um die 
Musikhochschulen in dieser Herausforderung angemessen auszustatten. Dabei lassen 
Sie mich noch einmal ganz klar sagen, dass ich das Rechtsverhältnis und das 
Instrument des Lehrauftrages nicht grundsätzlich für verkehrt und nicht grundsätzlich für 
prekär halte. 
 
Es bedarf – und damit komme ich zu meinem zweiten Punkt – einer Differenzierung. 
Vielleicht etwas vereinfacht, würde ich gerne drei Typen von Lehraufträgen oder auch 
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von Lehrbeauftragten unterscheiden. Der erste Typus ist der gesetzlich gemeinte: Die 
Lehrbeauftragte oder der Lehrbeauftragte geht einer hauptberuflichen Tätigkeit 
anderswo nach, im Orchester, an einer Musikschule, an einer allgemeinbildenden 
Schule oder wo auch immer. Hier ist dieses freiberufliche Vertragsverhältnis 
wünschenswert und korrekt; es ist sozusagen im Sinne des Erfinders. Und alles, 
wessen es bedarf, ist eine angemessene Erhöhung der Lehrauftragssätze. 
 
In diesem Zusammenhang mag das österreichische Beispiel, das Ihnen der Kollege 
Georg Schulz aus Graz zur Kenntnis gegeben hat, von großem Interesse sein und 
meiner Meinung nach auch eine zukünftige Dynamisierung der Sätze, eine zumindest 
ungefähre Bindung an die allgemeinen Einkommenssteigerungen im öffentlichen 
Dienst. Ich darf mich spontan, Herr Ehrlich, auf Sie beziehen. Sie haben darauf 
hingewiesen, wie stark durch Inflation, Preissteigerungen etc. die Einkommen der 
Lehrbeauftragten in den letzten Jahrzehnten abgeschmolzen worden sind, und sollte es 
jetzt – was ich für unbedingt nötig halte – zu einer deutlichen Erhöhung der Sätze 
kommen, sollte man von vornherein ausschließen, dass ein solcher Abschmelzprozess 
dann wieder in Gang kommt. Dazu bedarf es in der derzeitigen Situation eigener und 
gesonderter Zuweisungen aus den jeweiligen Länderhaushalten an die 
Musikhochschulen, wie es zum Beispiel in Bayern aktuell der Fall ist. 
 
Der zweite Typus wird in der öffentlichen Wahrnehmung und – wie ich fürchte – in der 
hochschulpolitischen Wahrnehmung bisher überhaupt nicht berücksichtigt. Es geht um 
den künstlerischen Nachwuchs. Dort, wo die Universitäten über wissenschaftliche 
Mitarbeiterstellen, Assistenzen, Juniorprofessuren – in der Regel befristeter Art – 
verfügen, um den wissenschaftlichen Nachwuchs gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag in 
einer berufsbiografisch sensiblen Phase zu fördern, verfügen wir Musikhochschulen nur 
über Lehraufträge. 
 
Das ist in vielen Fällen ein falsches, unzureichendes Gefäß, um eine akademische 
Karriere an einer Musikhochschule sinnvoll vorzubereiten. Ich kann nur an Sie 
appellieren, hier innovativ tätig zu werden. Sie nehmen sicherlich – genau wie ich – zur 
Kenntnis, dass die Personalentwicklung des wissenschaftlichen Nachwuchses in sehr 
erfreulicher Weise vorangetrieben wird.  
 
In jüngster Zeit gab es dazu eine Reihe von Studien und Entschließungen, auch auf der 
Hochschulrektorenkonferenz. Als Beispiel möchte ich Kollegen Herrmann, Präsident der 
TU München, nennen, der gelegentlich öffentlich darauf hingewiesen hat, dass aus 
Sicht seiner Universität die Juniorprofessur aufgrund der schlechten Dotierung nicht 
mehr geeignet sei, um den wissenschaftlichen Nachwuchs angemessen zu fördern. Er 
plädiert für befristete W2-Professuren als Einstieg, die in einer Tenure-Track-Option in 
unbefristete W3-Professuren umgewandelt werden. Dies verdeutlicht, dass wir 
Musikhochschulen unserem dem Gesetz folgenden Auftrag, den künstlerischen 
Nachwuchs zu fördern, nicht einmal im Ansatz gerecht werden können.  
 
Als dritten Typus sehe ich das, was ich als versteckte Hauptberuflichkeit bezeichnen 
will: häufig in der Form der Kombination von zwei oder drei Lehraufträgen an 
verschiedenen Hochschulen. Oft rutschen Lehrbeauftragte unwillkürlich und ohne es 
selbst zu merken, aus der zweiten in die dritte Situation. Sie nehmen für einige Jahre 
einen Lehrauftrag wahr, um sich akademisch für Festanstellungen zu qualifizieren. Sie 
bleiben dann gelegentlich in diesem Lehrauftragsverhältnis hängen. Die Anteile sind an 
den verschiedenen Hochschulen unterschiedlich – das geht aus den vorgelegten 
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sächsischen Zahlen hervor, in anderen Bundesländern ist es wieder anders –, 
gelegentlich ohne den Lehrauftrag durch eine entsprechende hauptberufliche 
Festanstellung an einer anderen Institution unterfüttern zu können. 
 
Hier gibt es tatsächlich ein Prekariatsrisiko. Das konzentriert sich nach meiner 
Wahrnehmung auf bestimmte Unterrichtsfächer. Ich halte es für unerlässlich, dass in 
Fächern wie Klavier, vor allem im Pflichtfachunterricht Korrepetition, Musiktheorie und 
einigen anderen, die derzeit bestehenden vielen Lehraufträge durch unbefristete Stellen 
ersetzt werden müssen. 
 
An dieser Stelle möchte ich subjektiv darauf hinweisen – das ist kein innerhalb der 
Rektorenkonferenz offiziell abgestimmter Standpunkt –: Inzwischen bin ich der 
Auffassung, dass die allgemeine und normierte Ausschreibungspflicht, die für die 
Vergabe unbefristeter Mittelbaustellen besteht, in diesen Fällen überdacht werden 
sollte. Das ist eine Forderung, die mir von der Bundeskonferenz der Lehrbeauftragten 
an Musikhochschulen wiederholt vorgetragen wurde. In Kenntnis der aktuellen 
Rechtslage lehnte ich diese immer ab. Aber muss ich sagen, je länger ich darüber 
nachdenke, desto paradoxer erscheint es mir, dass – wenn uns unbefristete Stellen zur 
Verfügung gestellt werden, um Lehraufträge abzulösen – wir diese nicht in einem 
vereinfachten Verfahren an die zum Teil langjährig am Hause bewährten Lehrkräfte 
vergeben können. 
 
Ich bin mir der derzeitigen Rechtslage bewusst, denke aber, diese stellt für uns ein 
Problem dar. Es hätte etwas Wiedersinniges und Tragisches, wenn wir auf die 
berechtigte Forderung, dass Lehraufträge durch feste Stellen in einem gewissen 
Umfang ersetzt werden sollen, langjährige Lehrbeauftragte wegschicken und neue 
Leute einstellen würden. 
 
Ein weiterer Hinweis zum dritten Punkt. Ich sehe hochschulpolitische Chancen und 
nicht nur Anforderungen in der Weiterentwicklung der Situation der Lehrbeauftragten. 
Es geht nicht nur um eine verbesserte materielle Ausstattung, die die Hochschulen nur 
durch die Unterstützung ihrer jeweiligen Landesparlamente und Landesministerien 
erhalten können, sondern auch darum, eine ideelle Wertschätzung für die qualitativ 
hochwertige Arbeit der Lehrbeauftragten zu zeigen. Insbesondere das Schaffen von 
Qualifikationsstellen – wir reden von, absolut gesehen, sehr wenigen Stellen – für den 
künstlerischen Nachwuchs kann einzelnen Bundesländern eine hochschulpolitische 
Profilierung ermöglichen, die vorübergehend ein Alleinstellungsmerkmal bedeuten 
könnte.  
 
Dafür möchte ich ganz ausdrücklich werben; denn ich fürchte, dass sonst, Herr Ehrlich, 
diese langjährige Tradition, die Sie dargestellt haben, international bald nicht mehr auf 
konkurrenzfähigem Niveau weiter erhalten werden kann. 
 
Vielen Dank. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Prof. Ullrich. – Ich bitte nun Herrn 
Marco Unger, den stellvertretenden Landesvorsitzenden der GEW, Bereich Hochschule 
und Forschung, um seine Expertise. 
 
Marco Unger: Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Staatsministerin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Gestatten Sie mir, dass ich in meinen 
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Ausführungen immer meine eigenen Erfahrungen als Lehrbeauftragter einbringe. Ich 
selbst bin Lehrbeauftragter an einer kleinen Fachhochschule in Thüringen und 
unterrichte dort Verwaltungswissenschaftler, die unter anderem auch eine Tätigkeit in 
der Landesverwaltung des Freistaates Sachsen künftig anstreben.  
 
Im Vorfeld habe ich sehr lange überlegt, was ich Ihnen kundtun soll. Ich gebe Ihnen 
ganz klar mit auf den Weg: Die Lehrbeauftragten sind eine Gruppe von Menschen, 
denen es wirklich sehr schlecht geht und die sehr prekär beschäftigt sind. Wir haben 
einen Vertrag, wir sind freiberuflich tätig. Das bedeutet: Falls wir krank werden oder aus 
verschiedenen Gründen verhindert sind, fällt die Vergütung für diesen Zeitraum weg.  
 
Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich bin froh, dass der letzte Anhörungstermin 
ausgefallen ist, denn an diesem Termin hätte ich sonst meine Studierenden 
wegschicken müssen. Das hätte sich als Folge bei mir direkt im Portemonnaie 
ausgewirkt. Da ich an einer Fachhochschule tätig bin, an der wir uns gerade in der 
Prüfungszeit befinden, hätte ich keine Möglichkeit gehabt, diese Lehrveranstaltung zu 
wiederholen oder nachzuholen. Das bedeutet: Lehrbeauftragte sind entgegen 
wissenschaftlichen Mitarbeitern, normalen Mitarbeitern der Verwaltung oder gar 
Professoren in vielerlei Hinsicht benachteiligt.  
 
Wir haben einen Vertrag über eine bestimmte Anzahl von Semesterwochenstunden 
bzw. Lehrstunden. An Fachhochschulen und Universitäten beträgt eine 
Semesterwochenstunde 45 Minuten. An Kunst- und Musikhochschulen beträgt eine 
Lehrstunde bis zu 60 Minuten. Die Beträge, die auf den ersten Blick mit 25 bis 30 Euro 
sehr gut aussehen, decken die Zeiten für Vorbereitung, Nachbereitung, für Prüfungen 
und die Fahrtkosten zu den Hochschulen oftmals nicht ab. Das bedeutet, wenn ich in 
Sachsen aktiv bin und meinen Wohnsitz habe und an der Fachhochschule Nordhausen 
meinen Lehrauftrag ausüben möchte, dann muss ich die Fahrtkosten aus eigener 
Tasche bezahlen. An den sächsischen Hochschulen ist das nicht unbedingt anders. 
 
Es ist nicht fest vorgeschrieben, dass alle Hochschulen diese Nebenkosten erstatten. 
Gleiches gilt für andere Nebenkosten. Wie man der Antwort der Staatsregierung auf 
diese Anfrage entnehmen kann, werden den Lehrbeauftragten Räume, Mittel usw. zur 
Verfügung gestellt, aber dies entspricht in den seltensten Fällen der Wirklichkeit. 
Unterrichtsmaterialien müssen selbst besorgt sowie weitere Leistungen, wie 
Kopierkosten, fallen bei den Lehrbeauftragten selbst an, sodass wir von diesen, auf den 
ersten Blick sehr gut aussehenden Zahlen weitere Abzüge haben.  
 
Weiterhin sind schon die sozialversicherungspflichtigen Dinge – Rentenversicherung, 
Krankenversicherung – angesprochen worden. Diese müssen wir alle komplett aus den 
Vergütungsätzen, die wir da pro Stunde erhalten, selbst noch bezahlen, sodass am 
Ende Netto-Stundensätze von unter zehn Euro herauskommen.  
 
Ich wollte dieses Beispiel einmal anbringen und damit auch in gewisser Weise eine 
Klammer bilden. An den Kunsthochschulen ist dieses Problem natürlich besonders 
eklatant, weil da eine besonders große Zahl an Lehrbeauftragten arbeitet und wirkt. 
Allerdings ist auch an den Fachhochschulen und an den Universitäten im Freistaat 
Sachsen dieses Problem nicht anders, und ich würde auch den Landtag bitten, dieses 
nicht aus dem Auge zu verlieren.  
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Die Landesregierung antwortete auf die Kleine Anfrage 5/11472, in welchem Bereich 
sich die Vergütungssätze an den Hochschulen im Freistaat bewegen, mit 
erschreckenden 12 Euro je Semesterwochenstunde, angefangen bei der TU Chemnitz, 
bis zu Höchstsätzen von knapp 60 Euro für einzelne Personen.  
 
Wenn man sich jetzt diese Zahlen einmal auf der Zunge zergehen lässt, bedeutet das 
für einen Lehrbeauftragten – einmal das Negativbeispiel TU Chemnitz mit 12 Euro je 
SWS genommen, eine Veranstaltung mit zwei Semesterwochenstunden, 
typischerweise ein Seminar –, dass am Ende 360 Euro, nicht pro Monat, nicht pro 
Einsatz, sondern über das gesamte Semester herauskommen. Das ergibt, wenn man 
Vor- und Nachbereitungszeit, Stunden für die Klausurerstellung und -korrektur 
hinzurechnet, einen Stundenverdienst von 7,20 Euro. Selbst bei einem 
Semesterwochen-Stundensatz von 35 Euro kommt man lediglich auf einen Stundensatz 
von circa 21 Euro. Davon sind aber noch die gesamten Sozialversicherungsleistungen 
zu zahlen, die ganzen Ausgaben abzuziehen, sodass dann netto viel, viel weniger bei 
uns am Ende übrigbleibt.  
 
Ein kleiner Vergleich noch dazu. Eine studentische Hilfskraft – das bezieht sich jetzt 
eher auf Universitäten und Fachschulen –, die für Erstsemester ein Tutorium gibt und 
nur einen 10-Stunden-Vertrag hat, bekommt für das gesamte Semester 513 Euro. Ein 
Bachelor-Absolvent, der ebenfalls ein Tutorium gibt oder eine Veranstaltung hält, 
bekommt über das gesamte Semester circa 598 Euro, ist dabei aber im Falle von 
Krankheit geschützt, hat sogar noch Urlaubsanspruch. All dies ist bei uns 
Lehrbeauftragten nicht der Fall. 
 
Damit möchte ich jetzt aber nicht dafür werben, dass es den studentischen 
Beschäftigten sehr gut geht, im Gegenteil. Wir als Gewerkschaft haben ja schon 
mehrfach kritisiert, dass sich die studentischen Beschäftigten ebenfalls am unteren 
Ende der prekären Leiter befinden. 
 
Das heißt also: Lehrbeauftragte sind in ihrer materiellen Situation, in ihrer rechtlichen 
Situation sogar noch schlechter gestellt als studentische Hilfskräfte an Hochschulen. 
Und da muss ich Ihnen, werte Abgeordnete, doch die berechtigte Frage stellen: Wollen 
Sie das, wollen Sie, dass wir Akademikerinnen und Akademiker, die jahrelange 
Ausbildung absolviert haben, unser Möglichstes tun, um die Studierenden auszubilden, 
so schlecht ausgestattet sind? Ich kann ganz ehrlich sagen: Meine Studierenden 
werden in Zukunft bei Ihnen in der Landesverwaltung arbeiten, und da hoffe ich doch, 
dass Sie auch den Anspruch haben, dass ich die Studierenden, die dann bei Ihnen 
arbeiten, so ausbilde, dass sie auch eine gute Arbeit bei Ihnen in der Landesregierung 
dann leisten können.  
 
Betrachtet man sich die Zahlen, die die Staatsregierung auf die Kleine Anfrage 5/11472 
„geliefert“ hat, so stellt man fest, dass zum Beispiel an der HMT von den 344 
Lehrbeauftragten 248 bereits länger als vier Semester aktiv sind oder an der HfM 175 
von 205. Da muss man sich doch schon die Frage stellen: Ist dies denn wirklich flexibel 
notwendig, diese Menschen mit einem Lehrauftrag  – ich sage jetzt einmal – 
abzuspeisen? Oder kann man bei Menschen, die wirklich längerfristig, mehr als zwei 
Semester an einer Hochschule wirken und auch planbar da weiter wirken, nicht andere 
Formen der Vertragsschließung finden, zum Beispiel in Form von 
Beschäftigungsverhältnissen? 
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Es ist eine der Forderungen, die wir als Gewerkschaft natürlich stellen, dass Personen, 
die länger als zwei Semester an einer Hochschule als Lehrbeauftragte immer wieder 
dieselben Dinge oder wechselnde Dinge anbieten, einen Arbeitsvertrag im 
entsprechenden Umfang angeboten bekommen müssten. Dies führt dazu, dass diese 
Personen rentenversichert sind, krankenversichert sind, Anspruch auf Urlaub, auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall usw. usf. haben und nicht, wie bisher, äußerst 
prekäre Situationen.  
 
Weiterhin würden wir natürlich auch befürworten, dass die im Rahmen von 
Flexibilisierung abgeschaffte Verwaltungsvorschrift wieder eingeführt wird, aber klar mit 
der Bedingung, dass da vernünftige Mindeststandards gesetzt werden, dass die 
Reisekosten, die Vor- und Nachbereitungszeit berücksichtigt werden, dass auch klare 
Regelungen getroffen werden, wie es mit der Sachausstattung für Lehrbeauftragte 
aussieht. Was ist zum Beispiel mit einfachen Dingen wie Kopierkosten, einer 
Rechnerausstattung an der Hochschule, gegebenenfalls auch entsprechenden 
Musikinstrumenten etc. pp., dass das dann anteilig bzw. komplett mit finanziert wird.  
 
Stundensätze von 25,50 Euro, wie in dem Antrag geschrieben, können nur ein erster 
Mindeststandard sein, reichen aber, wie schon gehört, bei Weitem nicht aus; denn 
selbst bei 35 Euro je SWS kommt man auf brutto circa 21 Euro pro Stunde, was netto 
dann circa 15 Euro ergibt, was noch nicht einmal einer Entgeltgruppe 11, einem 
höheren Sachbearbeiter, entspricht. Also diese Sätze müssen natürlich dann auch 
entsprechend angepasst werden, und da sind Sie, werte Abgeordnete, natürlich auch in 
der Pflicht und auch gehalten, die Hochschulen mit entsprechenden finanziellen 
Ressourcen auszustatten.  
 
Zu der Aussage, die Lehrbeauftragten könnten sich doch an den Hochschulen selbst 
organisieren und selbst ihre Vertretung schaffen: Natürlich, auf freiwilliger Basis ist da 
sehr viel möglich. Wir als GEW haben im Rahmen der Anhörung zum 
Personalvertretungsgesetz bereits darauf hingewiesen und auch moniert, dass zum 
Beispiel Lehrbeauftragte, aber auch die vorhin angesprochenen Studierenden, 
studentischen Beschäftigten eben nicht vom Personalvertretungsgesetz umfasst sind. 
Da werden Sie sich fragen: Aber das ist doch sachlich überhaupt nicht korrekt, das sind 
ja Freiberufler, warum sollen die davon umfasst werden? Ganz einfach: weil es zu 
einem Ausspielen von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 
versus prekären Beschäftigungsverhältnissen führt. Wenn eine Hochschule die 
Möglichkeit hat, über prekäre Beschäftigungen, wie Lehrbeauftragte, wie studentische 
Beschäftigte, an der Hochschule lehren zu lassen oder auf der anderen Seite 
Menschen einzustellen, wo natürlich auch gewisse Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungspflichten inbegriffen sind, dann wird die Hochschule im Rahmen von 
Flexibilität, von Wettbewerb – wie auch hier in der Antwort mehrfach von flexiblem 
Personaleinsatz geschrieben steht – immer auch versucht sein, die prekäre Form zu 
bevorzugen. 
 
Deshalb würden wir uns als Gewerkschaft wünschen, dass die Personalvertretungen an 
den Hochschulen ebenfalls in den Fragen von Lehrbeauftragung mitwirken können, 
sodass es zu keinem Ausspielen und zu einem transparenten Verfahren, auch zu 
transparenten Verfahren der Vergabe usw. an den Hochschulen kommt. 
 
Die Staatsregierung sollte natürlich auch die dankenswerterweise von den beiden 
Kolleginnen und Kollegen bereitgestellten Zahlen zum Anlass nehmen, die Situation der 
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Lehrbeauftragten einmal genauer wissenschaftlich zu untersuchen. Der BuWiN, der 
Bundesbericht des wissenschaftlichen Nachwuchses, hat dies – - 
 
 (Der Vorsitzende weist auf die Redezeit hin.) 
 
Okay, ich komme zum Schluss. 
 
für die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter getan. Ich finde, so ähnliche 
Untersuchungen müssten – landesweit oder aber auch bundesweit – erfolgen. 
 
Vielen Dank. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Unger. – Frau Mechthild Winter 
hat nun das Wort. Sie ist Sprecherin des Lehrbeauftragtenrates der Hochschule für 
Musik und Theater in Leipzig. 
 
Mechthild Winter: Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Staatsministerin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich bin seit über 30 Jahren der Hochschule für Musik und Theater 
Leipzig verbunden. Ich hatte dort als Schülerin bereits Unterricht, habe sechs Jahre 
studiert, danach noch einmal drei Jahre in der Schweiz und unterrichte jetzt seit 18 
Jahren in den Fächern Korrepetition, Cembalo und Generalbass. Sonst bin ich als 
passionierte Freiberuflerin mit Konzerten unterwegs. Seit Herbst 2011 vertrete ich die 
Interessen von über 300 Kolleginnen und Kollegen.  
 
Ich bin sehr dankbar für diesen Antrag, der uns hier zusammenführt und der uns zeigt, 
was vielleicht vor zwei Jahren noch nicht so war, dass die Situation der 
Lehrbeauftragten, insbesondere an den Musikhochschulen, hier im Hause bedacht und 
ernst genommen wird. Ich möchte versuchen, aus unserer Sicht noch einige Dinge 
darzustellen und dabei auf die Stellungnahmen der Sächsischen Staatsregierung 
eingehen. 
 
Frau Staatsministerin von Schorlemer schreibt in dieser ersten Stellungnahme: „Bei 
einer Tätigkeit als Lehrbeauftragter handelt es sich nicht um eine auf den Erwerb des 
Lebensunterhaltes ausgerichtete Aufgabe. Ein Lehrbeauftragter hat damit in der Regel 
eine andere gesicherte Einnahmequelle.“ 
 
Dazu haben wir schon einige Zahlen gehört. Wir haben – wie die Dresdner Kollegen – 
eine Umfrage gemacht. Diese liegt Ihnen vor; das ist die erste Seite. Einige Zahlen 
daraus seien genannt: Wir hatten eine Rücklaufquote von 39 %. Davon geben 59 % an, 
dass dieser Lehrauftrag ein existenziell wichtiger Teil ihres Einkommens ist. Dies 
entspricht deutlich mehr als der Hälfte. Das Ergebnis ist vergleichbar mit den Zahlen 
aus Dresden und auch mit denen anderer deutscher Hochschulen; denn es war eine 
bundesweite Umfrage. 
 
Bundesweit haben 79 % der Lehrenden Interesse an einer Festanstellung, auch in 
Teilzeit, bekundet. Aus der bundesweiten Umfrage finden Sie auf der Rückseite einige 
Zahlen zusammengefasst von der BKLM. Nach Auskünften der Rektorate von elf 
Musikhochschulen, die der BKLM geantwortet haben, werden 36 bis 54 % der Lehre 
durch Lehrbeauftragte abgedeckt. Das sind 46 % bundesweit.  
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Warum sage ich das? Es stellt sich für mich die Frage: Wo sollen die vielen freien 
Hochschullehrenden ihre gesicherten Einnahmequellen haben, wenn ein so hoher 
Anteil des Unterrichts nicht mehr von Festangestellten gegeben wird und wenn sowohl 
die Zahl der festen Orchester- und Musikschulstellen in Deutschland deutlich gesunken 
ist und immer weiter sinkt? 
 
Dazu ein anderes Beispiel. Anfang Juni gab es von 29 Stellenangeboten an deutschen 
Musikschulen nur zwei feste Vollzeitanstellungen. Alle anderen Stellenangebote waren 
entweder Teilzeit, die meisten waren Lehraufträge. Die Aussage des SMWK halte ich 
demnach für wünschenswert, aber der heutigen Realität nicht mehr entsprechend.  
 
Nach unserer Umfrage unterrichten 58 % der Lehrbeauftragten der HMT seit mehr als 
zehn Jahren. Es geht dabei nicht um zwei oder vier Semester. Mit Kompetenzeinsatz, 
Liebe und Verantwortung bilden sie Generationen von Künstlern aus und erhalten dafür 
„eine Art Aufwandsentschädigung sowie Anerkennung für Engagement und Leistung“. 
 
Ich will noch einmal auf den hohen Anteil der Lehrbeauftragten in der Lehre zu 
sprechen kommen. Ich weiß, das kam jetzt schon häufig. Sie haben die Zahlen 
vorliegen. Es gibt einen deutlichen Unterschied zwischen den beiden Musikhochschulen 
und den anderen Hochschulen: die HMT mit 48 % und die Hochschule für Musik 
Dresden mit 43 % – alles so die knappe Hälfte. Die anderen Hochschulen liegen 
deutlich darunter mit 3 bis 20 % Lehrbeauftragten, die Anteil an der Lehre haben.  
 
Ein konkretes Beispiel dazu ist mein eigenes Fach. In meinem Fach unterrichten 
freiberufliche Kolleginnen und Kollegen – Cembalisten – zurzeit 
58 Semesterwochenstunden. Eine Professur sind momentan 20 
Semesterwochenstunden. Mit einzuplanenden kleinen Schwankungen ist dies ein 
klarer, regelmäßiger Bedarf. Der Einsatz von Lehrbeauftragten in diesem Ausmaß ist 
meines Erachtens mit „sachlich gebotener Flexibilität in der Personalbewirtschaftung“ 
nicht zu rechtfertigen. 
 
Diese nötige Flexibilität stellen wir selbstverständlich nicht infrage, sondern wir 
sprechen hier von den langjährig ausgelasteten Lehraufträgen, von den Kolleginnen 
und Kollegen, die jahre- und jahrzehntelang ihre Arbeitskraft für die Hochschule 
kompetent, erfolgreich und engagiert einsetzen. Dazu kam vom Ministerium die 
Antwort, „dass selbst bei der Schaffung zusätzlicher Stellen keine automatische 
Besetzung durch langjährige Lehrbeauftragte erfolgen kann“. 
 
Unser Anliegen ist es, dass nicht nur der Bedarf der Hochschule anerkannt werden 
sollte. Es müssen Möglichkeiten geschaffen werden, diesen langjährigen Einsatz der 
Kollegen anzuerkennen. Ich bin keine Politikerin. Ob man das Tenure-Track oder 
anders nennt, das weiß ich nicht. Wir finden aber, dass es sich dabei um ein 
Existenzrecht handelt. Wie kann es sein, dass sich ein 50-jähriger Mitarbeiter einer 
Firma nach 25-jährigem erfolgreichem Dienst bei dieser Firma, für genau diesen Job, 
bewerben muss? 
 
Auf dem dritten Blatt, welches Ihnen vorliegt, ist noch eine Rechnung aufgestellt, um zu 
zeigen, wie prekär die Situation der Lehrbeauftragten ist. Ich denke, die Zahlen 
sprechen für sich. Wir haben ein wenig gerechnet. Warum soll es nicht auch einmal 
wissenschaftliche Forschungen geben? Das sind so unsere privaten Rechnungen.  
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Besonders mit Kindern kann man es sich kaum leisten, im Lehrauftrag zu arbeiten. Wie 
kann es sein, dass man mit Arbeitslosengeld deutlich bessergestellt ist, als wenn man 
in seinem Beruf arbeitet, für den man sechs bis zehn Jahre studiert hat, aber mit dem 
man die Versorgung der Familie und die Ausbildung seiner Kinder nicht gewährleisten 
kann? 
 
Ein letzter, mir sehr wichtiger Punkt ist: Es könnte der Eindruck entstehen, wenn es 
denn überall immer weniger Stellen für Absolventen der Musikhochschulen gibt, dann 
bilden wir wahrscheinlich zu viele aus. Die Konsequenz wäre einfach – die Worte die 
überall Angst und Zittern hervorrufen –: Streichung und Kürzung und vielleicht noch 
Schlimmeres. 
 
Ich denke, unsere Situation ist nicht prekär, weil es zu wenig Arbeit gibt. Die Mehrzahl 
der Lehrbeauftragten und freien Musiker hat mehr als genug zu tun. Alle wollen 
professionellen Unterricht haben, innovative Konzertprogramme, exzellente Musik und 
spannende Theatervorstellungen erleben. Die Konzertanfragen sind reichlich, das 
Publikum ist vorhanden. Die Wartelisten an den Musikschulen sind teilweise enorm 
sowie die Anfragen nach Privatunterricht, ebenfalls – wie wir bereits gehört haben – die 
Studienbewerber an den Musikhochschulen.  
 
Ich habe nicht den Eindruck, dass weniger Musiker gebraucht werden. Zu viele Institute 
und Einrichtungen setzen voraus, dass man woanders seinen gut bezahlten Broterwerb 
hat und deshalb bei ihnen für eine Aufwandsentschädigung arbeiten kann. Wenn es 
denn immer weniger feste Stellen gibt, dann werden meines Erachtens die freien 
Musiker immer wichtiger. Dies müsste sich in der Akzeptanz ausdrücken, dass auch 
diese zum Broterwerb arbeiten müssen und nicht nur von der Liebe zur Kunst leben 
können. 
 
In der Podiumsdiskussion im Herbst 2011 an der Dresdner Musikhochschule wurde uns 
vonseiten der Politiker versichert, dass das Land Sachsen selbstverständlich zu seiner 
kulturellen Tradition und Vielfalt steht und diese erhalten will. Wir sind es leid zu hören, 
dass dies leider nur möglich ist, wenn wir weiter zu Honoraren arbeiten, die unter der 
Niedriglohngrenze liegen, und zu Bedingungen, die eine vernünftige Altersvorsorge 
nicht ermöglichen, keinerlei Sicherheit bei Krankheit oder Mutterschaft bieten, und wenn 
wir weiter arbeiten mit der Aussicht auf eine immer geringer werdende Kaufkraft. Vor 
diesem Hintergrund, meinen wir, sollten die Hochschulen auskömmlich finanziert 
werden.  
 
Ich möchte mit Worten von Richard von Weizsäcker schließen, der 1991 sagte: 
„Substanziell hat die Förderung von Kulturellem nicht weniger eine Pflichtaufgabe des 
öffentlichen Haushalts zu sein als zum Beispiel der Straßenbau oder die öffentliche 
Sicherheit. Kultur ist kein Luxus, den wir uns entweder leisten oder nach Belieben auch 
streichen können, sondern der geistige Boden, der unsere innere Überlebensfähigkeit 
sichert.“ 
 
Herzlichen Dank. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Frau Winter. 
 
Nun besteht Gelegenheit zu Nachfragen; sie sind in Massen auch schon angemeldet: 
Herr Mann, Herr Gerstenberg, Herr Schneider. Wenn Sie erlauben, nach Herrn Mann 
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habe ich mich selber auf die Liste gesetzt. Mein Kollege, Herr Dr. Külow, fällt leider aus. 
Wenn ich es richtig verstanden habe, hat er bei einer Rede in der Kirche seine Stimme 
verloren und ist heiser. – Herr Kollege Mann. 
 
Holger Mann, SPD: Vielen Dank, Herr Ausschussvorsitzender. 
 
Zunächst meinen herzlichen Dank an alle Sachverständigen für die Schilderung der 
Situation wie sicherlich auch der Debatten rund um die Lehrbeauftragten in Sachsen, 
aber eben auch in Deutschland.  
 
Ich will eine kleine Vorbemerkung machen zu meinen zwei Fragen, weil es, glaube ich, 
nötig ist. Ich denke, wir haben hier zwei Gegenstände zu verhandeln oder zu 
besprechen. Das eine ist sicherlich, wie hier von Ihnen dankenswerterweise mehrfach 
dargestellt wurde, die Umstellung der Sachkostenerstattung – die Lehrbeauftragten in 
Sachsen sind ja nur „Sachkosten“ – auf Istkostenverfahren und alle damit 
einhergehenden Probleme, sei es das rapide gesunkene Budget oder dann die 
multiplen Wege, diesen Unwillen aufseiten einzelner Häuser der Staatsregierung 
auszubügeln. Und das Zweite ist tatsächlich die Frage, in welchem Bereich der 
Lehrbeauftragten haben wir Situationen vorgefunden – und deswegen unser Antrag –, 
was durchaus einmal die Frage laut zu stellen erfordert: Ist das überhaupt noch eine 
wirkliche Beschäftigung, die temporär ist und im Rahmen eines Lehrauftrags geleistet 
werden sollte?  
 
Deswegen habe ich zwei Fragen noch einmal zu Vertiefung. Die eine Frage geht 
mindestens an Herrn Prof. Ullrich, gern auch an Herrn Prof. Ehrlich und andere, die da 
meinen, einen Überblick zu haben. Sie hatten geäußert, dass beim Thema 
Lehrbeauftragte Bewegung in ganz Deutschland, auch in Bayern ist. Mich würde zum 
einen interessieren, in welche Richtung Sie diese Bewegung wahrnehmen, und zum 
anderen noch einmal im Detail: Sie hatten darauf aufmerksam gemacht: Wenn es dann 
jetzt wieder eine Erhöhung der Stundensätze bei den Lehrbeauftragten gäbe, müsse 
man verhindern, dass da in Bälde wieder eine erneute Abschmelzung geschehe. Da 
würde ich doch noch einmal die Gelegenheit geben, uns Ideen zu liefern.  
 
Das Zweite wäre noch einmal die Frage ganz konkret an Herrn Prof. Ehrlich. Wir haben 
aus einer Pressemitteilung der Staatsregierung just vor dem eigentlich angesetzten 
Anhörungstermin, drei Tage vorher, erfahren, dass es jetzt noch einmal eine 
Haushaltszuweisung für Lehrbeauftragte gegeben hat. Das ist ein sehr schöner Zufall, 
wie ich finde. Ich würde gern noch einmal wissen – Sie hatten, glaube ich, auch in 
einem Papier darauf aufmerksam gemacht, dass immer noch ein sechsstelliges Defizit 
im Vergleich zur Situation des Doppelhaushalts 2010/11 bei Ihnen an der Hochschule 
zu Buche schlägt –, wie ich mir denn diese zusätzlichen Mittel für Lehrbeauftragte 
vorzustellen habe, ob das nur eine Zuweisung an Ihre Hochschule ist und auch, über 
welche Laufzeit das ist. Das ist zwar eine ungewöhnliche Frage für einen 
Haushaltsgesetzgeber oder Mitglied des Haushaltsgesetzgebers, aber ich würde doch 
darum bitten, dass Sie uns da erhellen. – Danke schön. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Mann. Namentlich gebeten 
wurden die Professoren Ullrich und Ehrlich – was natürlich nicht ausschließt, dass die 
anderen Sachverständigen ebenfalls das Wort nehmen. – Herr Kollege Ullrich, wollen 
Sie beginnen? 
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Prof. Dr. Martin Ullrich: Ja gerne, vielen Dank. – Vielen Dank für die Frage, Herr Mann. 
Ich kann angesichts dessen, dass die Entwicklung, Weiterentwicklung bei der Situation 
der Lehrbeauftragten jeweils Ländersache ist, natürlich nicht mit einem 
hundertprozentigen Überblick dienen, habe aber mitbekommen, dass mehrere 
Bundesländer – ich möchte beispielhaft nur Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg nennen – zumindest intensiv über die Bereitstellung zusätzlicher 
Mittelbaustellen nachdenken und auch Erhöhungen vorsehen. 
 
Sehr gut, da aus der Nähe, kenne ich die Situation in Bayern, wo die Lehrbeauftragten-
Sätze, wie mir jetzt aus den bisherigen Stellungnahmen klargeworden ist, relativ hoch 
liegen im Vergleich zur sächsischen Situation. Aktuell werden beispielsweise an meiner 
Hochschule, der Hochschule für Musik Nürnberg, Sätze von regelmäßig 29, 33 oder 39 
Euro gezahlt. Es gibt in bestimmten Konstellationen die Möglichkeit, dass die 
Hochschulleitung individuell noch einmal deutlich höhere Sätze vergibt, und wir 
erwarten eine Sonderzuweisung aus dem Landeshaushalt, die es uns ermöglicht, diese 
derzeit bestehenden Sätze wiederum zu erhöhen.  
 
Also das, was ich vorhin als Bewegung angesprochen habe, ist sowohl der Versuch 
einer Reihe von Bundesländern, eine Erhöhung der Lehrbeauftragten-Sätze ins Werk 
zu setzen, als auch ein Versuch – und auch das wird im Moment im Bayerischen 
Landtag diskutiert und ist in Ihrem Schwesterausschuss auch schon Gegenstand 
gewesen –, einen Teil dieser Lehrbeauftragten-Budgets in feste Stellen umzuwandeln. 
 
Ich möchte bei der Gelegenheit übrigens noch darauf hinweisen, dass die Zahlen etwas 
stärker differieren, was den Anteil der Lehrbeauftragten an der Lehre angeht, als Sie 
das vorhin aufgerufen haben. So verfügt beispielsweise meine Hochschule in Nürnberg 
über knapp 70 % Deputat aus festen Stellen. Es gibt aber auch Beispiele in anderen 
Bundesländern, bei denen zwei Drittel der Lehre tatsächlich aus Lehraufträgen gedeckt 
werden.  
 
Herr Mann, habe ich damit Ihre Frage befriedigend beantwortet?  
 
Holger Mann, SPD: Es bleibt noch die Teilfrage, ob Sie Empfehlungen haben, wie man 
absichern kann, dass sich die Honorarsätze dann nicht wieder schleichend nach unten 
entwickeln über Inflation etc.  
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Ich habe da kein ausgearbeitetes Modell mitgebracht. Aber ganz 
ungefähr schwebt mir vor – und das wäre ein Vorschlag als Arbeitsgrundlage –, eine 
Regelung zu treffen, mit der die Lehrbeauftragten-Sätze zumindest lose an die 
Tarifentwicklung im öffentlichen Dienst gekoppelt werden mit einer entsprechenden 
Zusicherung für die Hochschulen, dass das dann auch durch eine spezielle 
Zuweisungserhöhung abgesichert wird und nicht wieder sozusagen aus anderen 
Haushaltsbereichen mit Mühe hergenommen werden muss, sodass also zumindest – 
auch wenn wir alle die doch in den letzten Jahren meist moderate 
Einkommensentwicklung im öffentlichen Dienst kennen – doch teilweise ein 
Inflationsausgleich gegeben wäre. 
 
Darf ich bei der Gelegenheit noch sagen: Ich halte es auch für interessant, innerhalb 
dieser Lehrbeauftragten-Sätze eine Art von Aufstiegs- oder Verbesserungsmöglichkeit 
vorzusehen. Auch das ist an manchen Hochschulen bereits der Fall. Ich glaube, Frau 
Preusker, Sie hatten das angesprochen. Also: Sollte es nicht möglich sein, dass 
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Lehrbeauftragte, die über einen längeren Zeitraum immer wieder, kontinuierlich, einen 
Lehrauftrag erhalten, in diesen verschiedenen Lehrauftragsstufen, die es an den 
meisten Häusern gibt, eben sozusagen eine Stufenerhöhung bekommen?  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Herr Prof. Ehrlich. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Ja, auch ich danke sehr für die Frage.  
 
Ich muss ein Geständnis machen: dass ich erst vor einem halben Jahr von der 
Arbeitsebene im SMWK sehr eindringlich darauf hingewiesen wurde – das wurde mir 
auch in dem Augenblick klar –, dass die Lehrbeauftragten in keinem Rechtsverhältnis 
zum Freistaat stünden. Ich habe rechtzeitig mitgekriegt, auch lange vor der 
Verabschiedung des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes, dass das Ministerium 
die Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von Lehrbeauftragten an die 
Hochschulen übergeben hat. Es gab einfach empfohlene Honorarsätze. Jetzt steht es in 
dem Ermessen eines jeweiligen Rektorats, zu entschieden, wie viel diese Lehrkräfte 
bekommen sollen. 
 
Es ist mir aber auch, wie ich vorhin sagte, erst deutlich geworden, dass ich der 
Arbeitgeber bin als Rektor der Hochschule, und ich muss das alles selber verhandeln. 
Mir wird keine Vorgabe mehr gemacht, wie diese Aufträge zu gestalten sind. Das kann 
man einerseits als Hochschulfreiheit bezeichnen, es ist auch ein Stück Freiheit. 
Theoretisch hätten wir die Möglichkeit, einigen herausragenden Persönlichkeiten mehr 
Geld zu geben und anderen weniger. An sich könnte man das als eine gewisse 
Lockerung bezeichnen. 
 
Zusammengenommen aber mit der von Ihnen angesprochenen Umstellung auf die 
Personal-Istkostenerstattung war das tatsächlich relativ verhängnisvoll, weil die 
Lehrbeauftragten ab dem Zeitpunkt nicht mehr als Personal oder eigentlich nie als 
Personal betrachtet worden sind. Das sind Dienstleistungen, die die Hochschule relativ 
frei vergeben darf. 
 
Es ist tatsächlich der Fall, dass diese Umstellung uns unglaublich hart getroffen hat. Ich 
erinnere mich, dass – als im Sommer 2010 die Lehraufträge für das kommende 
Studienjahr auf meinem Tisch zur Unterschrift lagen – mir mein Kanzler gesagt hat: 
„Herr Ehrlich, Sie dürfen nicht unterschreiben! Es gibt keine Untersetzung für diese 
Ausgaben im Haushalt! Das kann ich als Beauftragter für den Haushalt der Hochschule 
nicht verantworten.“ Ich sagte: „Ja, wollen Sie damit sagen, dass unsere verbindlichen 
Verträge mit unseren Studierenden nicht erfüllt werden können?“ 
 
Die Antwort war: ja. Ich habe unterschrieben, und ich bin sehr dankbar, dass das 
Ministerium flexibel und wendig reagiert hat und dass wir eine Zuweisung bekommen 
haben. Es ist aber der Fall, dass diese Zuweisung mit 500 000 Euro im Jahr rund 
70 000 Euro weniger war, als wir im Vorjahr für diesen Posten ausgegeben haben. Für 
eine sehr kleine Hochschule wie unsere – wir sind keine Universität mit Hunderten und 
Aberhunderten von Assistenzen und Professuren, bei denen wir verschieben können – 
ist das eine Menge Holz. Seitdem zahlen die Professoren, wenn sie ihre eigenen 
Studierenden am Vortragsabend spielen hören wollen. Das muss man erst einmal im 
Haus vermitteln – erst recht Lehrbeauftragten, die nicht unbedingt über das notwendige 
Kleingeld dafür verfügen. Aber wir haben diese Summe tatsächlich eingespart. 
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Sie sprechen auch an, dass kürzlich mitgeteilt wurde, dass es eine zusätzliche 
Haushaltszuweisung an die sächsischen Kunsthochschulen geben soll. In unserem Fall 
– ich glaube, für jede Hochschule – beträgt deren Höhe 200 000 Euro pro Jahr. Meiner 
Meinung nach ist das von einer Dauer von drei Jahren; ich hoffe, dass ich das hier 
richtig schildere. Meines Wissens sind diese Mittel nicht zweckgebunden. Es ist also 
nicht der Fall, dass sie ausdrücklich zur Verbesserung der Situation der 
Lehrbeauftragten bestimmt sind. Selbstverständlich werden wir dieses Loch mit diesen 
Mitteln stopfen; das ist ganz klar. Aber sei es drum – 200 000 Euro sind ein Tropfen auf 
den heißen Stein. Diese Summe stellt einen Istzustand aus dem Jahr 2010 plus, minus 
ein paar Euro wieder her. Damit ist keine Verbesserung der Situation möglich. Die 
Verbesserung im kommenden Wintersemester an der HMT Leipzig kommt 
ausschließlich dadurch zustande, dass wir Studiengebühren für EU-Ausländer 
eingeführt haben. Damit haben wir die allgemeinen Sätze auf 30 Euro erhöhen können. 
Das ist der einzige Grund, weshalb das möglich ist. 
 
Ich möchte auf den bereits von Herrn Ullrich ausgeführten Punkt kurz zu sprechen 
kommen. Die Frage der Dynamisierung der Sätze ist tatsächlich problematisch, solange 
jede einzelne Hochschule die Verträge macht, ohne dass es eine Kontrolle darüber gibt. 
Allerdings halte ich es für ein Gebot der Gerechtigkeit, dass wir dahin kommen, die 
allgemeinen Inflationsausgleiche, die es Jahr für Jahr gibt und wovon wir alle profitieren 
– Sie und ich –, auch unseren selbstständigen Kolleginnen und Kollegen zuzubilligen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Wenn es keine weiteren 
Kommentare aufseiten der Sachverständigen gibt, möchte ich eine Frage stellen. 
 
Ist es richtig, dass wir zwischen den Lehrbeauftragten unterscheiden müssen? Wenn 
ich es richtig verstanden habe, gehört es zum didaktischen Konzept der 
Musikhochschule, Lehrbeauftragte einzusetzen. Insofern wäre es keine Lösung, wie 
Herr Unger vorgeschlagen hat – deshalb frage ich –, einfach eine andere Form des 
Vertragsverhältnisses zu wählen. Sie möchten gern diese Flexibilität erhalten. Insofern 
müssen wir differenzieren zwischen Lehrbeauftragten an den Hochschulen, die Sie 
vertreten, und Lehrbeauftragten an anderen Hochschulen. Habe ich das richtig 
verstanden? Dass eine Gerechtigkeitslücke besteht, scheint mir außer Frage zu stehen. 
Gibt es denn keinen anderen Ausweg, als andere Vertragsverhältnisse anzubieten? 
Oder lautet die Antwort schlicht, wir müssen die Stundensätze erhöhen, und dann wäre 
jedenfalls für Ihren Hochschultyp das Problem gelöst? – Bitte. 
 
Marco Unger: Als kurze Anmerkung: Wir als Gewerkschaftsvertreterinnen und  
-vertreter sagen natürlich immer, dass sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse stets Vorrang vor prekären oder freiberuflichen 
Beschäftigungsverhältnissen haben müssen. Wir sind nicht in der Privatwirtschaft. 
Kunsthochschulen, Musikschulen wie auch alle anderen Hochschulen sind 
Hochschulen des Freistaates Sachsen. Ich finde, der Freistaat Sachsen hat eine 
gewisse Verantwortung gegenüber den Menschen, die er für sich arbeiten lässt.  
 
Selbstverständlich kann ich nachvollziehen, dass Hochschulen das Bedürfnis haben, 
flexibel zu sein. Das trifft aber nicht nur auf Kunst- und Musikhochschulen zu, sondern 
wenn Sie mit Rektorinnen und Rektoren von anderen Hochschulen reden, dann 
möchten sie auch gern superflexibel sein. Das kann aber nicht auf den Rücken der 
Menschen, die flexibel sein müssen, ausgetragen werden. Daher ist eine kurzfristige 
Erhöhung der Stundensätze eine Verbesserung der Bedingungen. Zurverfügungstellung 
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von Reisekosten, Sachkosten, Anrechnungen, Vergütung von Prüfungszeiten usw. usf. 
können ein erster Schritt sein. 
 
Aber wenn – und das hat die Antwort auf die Kleine Anfrage auch gezeigt – 248 von 
344 Menschen an der HMT oder 175 von 205 Menschen an der HfM länger als vier 
Semester beschäftigt sind bzw. – wie Frau Winter es in ihren Ausführungen dargestellt 
hat – viele Kollegenkreise, zumindest zu einem Großteil, kontinuierlich an den 
Hochschulen wirken, dann muss der Freistaat die Hochschulen in die Lage versetzen, 
zumindest einen größeren Teil der Menschen über sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse anzustellen. Das ist nicht nur für die Menschen gut, wenn 
man es auf kurze Sicht sieht, sondern es ist auch auf lange Sicht gesehen gut. Die 
Menschen geraten zum Beispiel in Altersarmut. Sie sind vor verschiedene 
Entscheidungen gestellt. Kann ich mir Urlaub leisten? Da geht es nicht darum, ob ich 
wegfahren kann, sondern es geht um die Frage, ob ich mir überhaupt eine Auszeit von 
zehn Tagen nehmen kann oder ob ich durcharbeiten muss, um hyperflexibel zu sein. 
 
Deshalb ist aus gewerkschaftlicher Sicht die gewerkschaftliche Position ganz klar: Auch 
wenn die Hochschulen Flexibilität wünschen, so kann nicht alles auf den Rücken der 
Menschen ausgetragen werden. Wir müssen Lösungsansätze für andere 
Beschäftigungsverhältnisse, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
finden, die auch den Anforderungen der Kunst- und Musikhochschulen gerecht werden. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Aber es gibt hier konzeptionelle Differenzen. Sehe 
ich das richtig, Prof. Ehrlich? 
 
Prof. Robert Ehrlich: Ich bin ganz anderer Ansicht; ich bin aber kein Gewerkschafter. Es 
gibt überhaupt nichts Anrüchiges an Selbstständigkeit. Verwerflich hierbei ist einzig und 
allein, dass eine Gruppe von Menschen zu wenig Geld bekommt und deshalb 
zunehmend in existenzielle Schwierigkeiten gerät. Wenn diese Menschen anständige 
Honorarsätze bekommen würden, dann könnten Sie sich auch über Wasser halten. 
 
Die Musikhochschulen brauchen unbedingt die Flexibilität, über Lehraufträge von 
Semester zu Semester entscheiden zu können. Ich möchte versuchen zu erklären, 
weshalb das der Fall ist. Die Kunstszene, die Musikszene ist bekanntlich nicht aus Stein 
gemeißelt. Es gibt Trends und Entwicklungen. Es gibt Studiengänge, die ausprobiert 
werden – wie Musical an der HMT Leipzig – und die dann eingestellt werden, weil es 
Probleme in der Umsetzung oder Probleme mit dem Standort gibt. Es gibt Fächer auch 
im sehr tradierten Bereich des Orchesters. Man braucht keinen Professor für Tuba, man 
braucht keinen Professor für Piccolo. Das, was man braucht, sind hoch qualifizierte 
Praktiker, die in die Hochschule kommen und diese sehr speziellen Fächer unterrichten. 
 
Wenn ich an die Entwicklung meiner Hochschule in den vergangenen zwanzig Jahren 
zurückdenke: Wir sind natürlich auch eine Orchesterhochschule, eine 
Gesangshochschule, eine Klavierhochschule, aber wir sind auch eine Hochschule, die 
bundesweit einzigartige Ausbildungen, zum Beispiel in Dramaturgie oder alter Musik, 
eingerichtet hat, die weit über die Landesgrenzen hinweg für Aufsehen sorgen und sehr 
gute, hervorragende Vermittlungsquoten in den Arbeitsmarkt haben. 
 
Mit einem starren Stellenplan hätten wir diese Arbeit nie machen können. Wir könnten 
auch sechs hauptamtliche Professoren für Dramaturgie haben; das nutzt nichts. Wir 
müssen den Intendanten des Thalia-Theaters Hamburg zu uns einladen, wir müssen 
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die Mitarbeiterinnen des Kindertheaters in Leipzig zu uns holen können. Und dieser 
Lehrbedarf ist nicht vorhersehbar, und selbst Kolleginnen und Kollegen, die über viele, 
viele Jahre bei uns tätig sind, sind nicht immer mit der gleichen Stundenzahl 
beschäftigt. Das heißt, wer eine Garantie hat, für eine halbe Stelle unterrichten zu 
können, den werden wir möglicherweise in gewissen Semestern gar nicht auslasten 
können. 
 
Diese Flexibilität brauchen wir unbedingt angesichts schwankenden Lehrbedarfs, 
angesichts von Innovationen und Änderungen im Musikmarkt. Ich kann nur 
wiederholen: Das einzige Problem ist, dass die Personen, denen wir hier Lehraufträge 
geben, zu wenig Geld verdienen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Ja, vielen Dank. – Auf meiner Liste steht jetzt Herr 
Kollege Dr. Gerstenberg.  
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Entschuldigung, Herr Besier, ich hatte mich auch gemeldet, 
dürfte ich noch ergänzen?  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Ja, selbstverständlich. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Ergänzend zum Kollegen Ehrlich möchte ich darauf hinweisen, 
weil ich denke, dass das für Sie von Interesse ist: Das ist keine spezifisch Leipziger 
oder spezifisch sächsische Situation; das gilt für alle 24 deutschen Musikhochschulen. 
Diese Flexibilität und diese direkte Verbindung zu einem sich lebendig, innovativ 
weiterentwickelnden Musikmarkt und einer Musikszene brauchen wir alle.  
 
Ich hatte in meinen Eingangsdarstellungen darauf hingewiesen, dass es Sonderfälle 
gibt, bei denen aus bestimmten berufsbiografischen Konstellationen – sei es als 
künstlerischer Nachwuchs oder sei es durch ein Festhängen in Fächern, für die es im 
freien Markt in dem Maße (eine Anstellung) nicht gibt – besondere Anforderungen 
entstehen. Deswegen würde ich einen vernünftigen Mix aus Erhöhung der Sätze für 
einen großen Teil der bestehenden Lehrbeauftragten und Schaffung von befristeten und 
festen Stellen für einen kleineren Anteil plädieren.  
 
Aber ich möchte bei der Gelegenheit auch ausdrücklich, Herr Unger, darauf hinweisen 
bzw. die Unterstellung in Ihrem Vortrag von mir weisen, Hochschulleitungen würden in 
jedem Fall lieber das prekäre Arbeitsverhältnis zugunsten von Flexibilität wählen. Ich 
kann guten Gewissens sagen aus den intensiven Diskussionen, die wir in der 
Rektorenkonferenz und auch mit der Bundeskonferenz der Lehrbeauftragten an 
Musikhochschulen führen: Das ist selbstverständlich nicht der Fall. Wir haben ein hohes 
Verantwortungsgefühl, und wenn wir um Lösungen ringen wie die, die jetzt hier skizziert 
werden, dann tun wir das, weil wir natürlich die Menschen und die Kolleginnen und 
Kollegen sehen, die in einem angemessenen und wertgeschätzten Verhältnis an der 
Hochschule arbeiten sollen. Also das ist, Herr Unger, mit Verlaub, bei aller 
Wertschätzung für das, was Sie sonst ausgeführt haben, ein Popanz, 
Hochschulleitungen so darzustellen, als ob wir da sozusagen immer nach der billigsten 
Lösung greifen würden.  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Ullrich. – Wir sollten noch einmal 
unterstreichen, dass es bei der Anhörung um Lehrbeauftragte an Musik- und 
Kunsthochschulen geht. Das, was Herr Unger zum Teil ausgeführt hat, müssten wir 
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ausklammern und für eine andere Anhörung dann thematisieren. – Herr Kollege 
Gerstenberg. 
 
Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GRÜNE: Danke, Herr Vorsitzender. – Ich möchte zunächst 
allen Sachverständigen für ihre Ausführungen danken. Ich glaube, es ist sehr deutlich 
geworden, wie theoretisch die Aussage des Ministeriums ist, dass die Tätigkeit als 
Lehrbeauftragte nicht auf den Erwerb des Lebensunterhalts gerichtet ist, und wie 
berechtigt die seit Jahren anhaltenden Proteste der Lehrbeauftragten an den 
Musikhochschulen und der Einsatz für die Verbesserung ihrer Situation sind. 
 
Vor diesem Hintergrund habe ich eine Frage an Herrn Prof. Ehrlich und an Herrn Prof. 
Ullrich. Wir müssen ja feststellen, dass an den beiden sächsischen Musikhochschulen 
knapp die Hälfte des gesamten Lehrangebotes durch Lehrbeauftragte geleistet wird. 
Meine Frage ist: Ist das bundesweit auch so, ist das ein sächsisches 
Alleinstellungsmerkmal – in negativer Hinsicht – oder ist das auch bundesweit so? Und 
woher kommt der starke Unterschied zu den Kunsthochschulen? 
 
Die zweite Frage geht an Frau Preusker. Die HMT in Leipzig hat ja versucht, eine 
gerechtere und angemessenere Honorierung von Lehrbeauftragten dadurch 
herbeizuführen, dass sie Studiengebühren für Studierende aus dem Nicht-EU-Ausland 
erhebt. Sehen Sie das auch für die Hochschule für Musik in Dresden als einen richtigen 
Weg, durch eine solche Gruppe der Studierenden die Situation der Lehrbeauftragten zu 
verbessern? 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Gefragt sind Herr Ullrich, Herr Ehrlich 
und Frau Preusker in erster Hinsicht – für alle anderen besteht natürlich ebenfalls 
Gelegenheit, das Wort zu nehmen. Wer von Ihnen möchte beginnen? – Herr Ullrich. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Vielen Dank, auch an Sie, Herr Gerstenberg. – Ich möchte 
vorausschicken, dass die Zahlen, die uns – ausschnittsweise jetzt auch hier – vorliegen, 
sozusagen nicht alle in einem ganz validen Verfahren erhoben sind. Darauf weist die 
BKLM dankenswerterweise auch in der Tischvorlage hin. Die Umfragen unter den 
Lehrbeauftragten an den deutschen Musikhochschulen sind in enger Abstimmung 
zwischen BKLM und Rektorenkonferenz als ein Meinungsbild entstanden, das von 
großem Wert ist und von uns auch so rezipiert worden ist. Aber, Herr Unger, Sie haben 
ganz richtig darauf hingewiesen, dass eine im engen Sinne wissenschaftliche 
Untersuchung dieser Verhältnisse noch aussteht. 
 
Aber mit dieser Vorläufigkeit und auch dadurch, dass unsere Kanzlerkonferenz dazu im 
vergangenen Jahr Zahlen geliefert hat, kann ich – und diese Zahlen sind jetzt valide – 
sagen, dass die Schwankungsbreite des Anteils zwischen Deputat-
Semesterwochenstunden aus Feststellung und aus Lehraufträgen sehr groß ist unter 
den 24 deutschen Musikhochschulen. Sie beginnt bei einem Verhältnis von unter 30 % 
von Lehraufträgen – das ist an der Hochschule für Musik und Theater Hamburg der 
Fall, wobei wir zusätzlich berücksichtigen müssen, dass dort auch noch eine besondere 
rechtliche Rahmenkonstellation für Lehraufträge besteht, insgesamt also eine sehr 
günstige Konstellation für Lehrbeauftragte – und geht hinauf bis zu – ich kenne nicht die 
aktuellsten Zahlen – im vergangenen Jahr knapp unter 70 % wie beispielsweise an der 
Hochschule für Musik und Theater in Rostock. Insofern liegen die beiden sächsischen 
Hochschulen mit den hier vorgelegten Zahlen ziemlich genau in der Mitte, im 
arithmetischen Mittel dieser Gesamtverteilung. 
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Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Prof. Ehrlich. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Zum Unterschied zwischen einer Musikhochschule und einer 
Kunsthochschule. Man kann natürlich auch ein Musikinstrument lernen, indem man viel 
übt, und üben muss man auf jeden Fall. Allerdings geht es an einer Hochschule  gerade 
darum, Talenten, die auch viele, viele Jahre vor dem Hochschulstudium ausgebildet 
worden sind, den Übergang in einen Beruf zu ebnen – sei das freischaffend, sei das als 
Mitglied eines Klangkörpers, sei das als Mitglied eines Theaters. Das einsame Üben ist 
dafür keine Alternative.  
 
Das heißt, die intensive Betreuung übersteigt alle Vorstellungen, die man aus dem 
universitären Bereich übertragen kann. Es ist aus unserer Sicht eine 
Mindestanforderung, dass es neben dem Einzelunterricht im Hauptfach die Arbeit mit 
einem Korrepetitor gibt. Das heißt, eine Stunde in der Woche bin ich mit einem 
Menschen zusammen in einem Raum, der nicht mein Hauptfachlehrer ist, und ich 
arbeite mein Repertoire intensiv durch: mit dem Pianisten, mit dem Cembalisten. 
Aber dann geht es weiter. Ein Kleingruppenunterricht ist die Voraussetzung dafür, dass 
ich dann in einem Klangkörper effektiv arbeiten kann. Das alles ist sehr, sehr 
zeitaufwendig. 
 
Ein bildender Künstler bedarf dieser intensiven Betreuung nicht. Wenn Sie die 
entsprechenden Modulordnungen, die Studienordnungen durchschauen, werden Sie 
sehen, dass – ja – das Geld dort hängenbleibt. 
 
Würden wir die Intensität und den Umfang der Betreuung reduzieren, hätten wir einen 
massiven Qualitätsverlust. Der Grund, weshalb das Schauspielinstitut in Leipzig alle 
seine Studierenden vermittelt und andere Schauspielschulen in Deutschland dies nicht 
tun, ist, dass unsere Studierenden rund um die Uhr betreut werden. Sie verlassen die 
Hochschule so gut wie gar nicht während des Studiums. Dafür kommen sie heraus als 
voll ausgebildete Schauspieler, die teamfähig sind und die in jeglicher erdenklicher 
Theaterkonstellation optimal arbeiten können. Das nenne ich eine sinnvolle Investition, 
weil man damit nicht für die Arbeitslosigkeit ausbildet, sondern sehr wohl 
berufsspezifisch und mit hohem Erfolg. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Frau Preusker. 
 
Bettina Preusker: Herr Dr. Gerstenberg, Ihre Frage, ob die Lehrbeauftragten die 
Einführung von Studiengebühren befürworten, ist für mich schon fast eine 
Gewissensfrage. Theoretisch müsste es uns egal sein, wo das Geld herkommt. 
Hauptsache, ich werde ordentlich bezahlt. 
 
Die Lehrbeauftragtenvertretung in Dresden hat aber dahin gehend Stellung genommen, 
dass sie sich gegen Studiengebühren ausgesprochen hat. Man kann nicht die 
schwächsten Glieder gegeneinander ausspielen, indem man den einen etwas 
wegnimmt, um es den anderen zuzuschieben. Das ist nicht in Ordnung. 
 
Ich denke, das Land oder das Ministerium sind dafür verantwortlich, die Hochschulen so 
auszustatten, dass sie ihre Lehrkräfte ordentlich bezahlen können, und dass die 
Hochschulen nicht an Attraktivität im Ausland verlieren, weil Studiengebühren 
eingeführt werden. Viele Studierende kommen insbesondere in den Osten 
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Deutschlands, nach Sachsen, weil hier eine super Ausbildung vorherrscht. Sie könnten 
es sich dann nicht mehr leisten und würden sagen, wir können nicht mehr nach 
Sachsen kommen, die Studiengebühren können wir nicht zahlen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Herr Kollege Schneider. 
 
Prof. Dr. Günther Schneider, CDU: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Ich beziehe meine 
zwei Fragen auf den vorgelegten Antrag. 
 
Herr Prof. Ehrlich, die erste Frage zielt noch einmal auf das Thema der kürzlich 
erfolgten Mittelzuweisung an die Musik- und Kunsthochschulen von jeweils 200 000 
Euro in den Jahren 2013 und 2014. Ich hätte gern von Ihnen eine Konkretisierung. 
Wenn ich es richtig verstehe, haben Sie andeutungsweise geantwortet, dass der 
Istzustand aus 2010 damit wiederhergestellt werde, jedenfalls für die nächsten zwei 
bzw. drei Jahre. Ich gehe doch richtig in der Annahme, dass diese Mittel zusätzlich zur 
Verbesserung der Lehre aus dem Hochschulpakt zur Verfügung gestellt worden sind? 
Es liegt natürlich in Ihrer Autonomie, darüber zu befinden. 
 
Die zweite Frage zielt eher auf die strukturelle Situation. Ich möchte anknüpfen an die 
Ausführungen von Herrn Prof. Ullrich. Wenn ich das kurz replizieren darf, um die 
Fragen daraus an Herrn Prof. Ehrlich, Frau Preusker und Frau Winter abzuleiten: Herr 
Prof. Ullrich, Sie sagten, das Thema Musik- und Kunsthochschulen sei eine völlig 
eigenständig zu beurteilende Sachlage gegenüber dem anderen Bereich des 
staatlichen Hochschulsystems und die Rechtsverhältnisse der Lehrbeauftragten seien 
in Gänze nicht grundsätzlich als prekär zu betrachten. Sie sind dann übergegangen in 
eine Typenbildung: der erste Typus hauptberufliche Tätigkeit, der zweite Typus 
wissenschaftlicher Nachwuchs. Die dritte Gruppe haben Sie als versteckte 
Hauptberuflichkeit bezeichnet. 
 
Wenn ich an diese drei Gruppen mit meiner Frage an Sie drei anknüpfen darf, dann 
schließe ich aus der dazu gegebenen hochschulrechtlichen Bestimmung, dass die 
derzeitige Finanzausstattung im Bereich der Lehrbeauftragten an die erste Gruppe 
anknüpft, die sozusagen hauptberuflich tätig ist. Sie sind gesetzlich gemeint, wenn man 
so will, und verkörpern aus Sicht des Gesetzgebers das Leitbild. Dann entsteht die 
Frage mit Blick auf die beiden anderen Gruppen – darüber wird man reden müssen –: 
Wie weit hat sich die Lehrbeauftragten-Situation von dieser Leitbildregelung in Sachsen 
entfernt und wie weit genügt sie ihr? Ich denke, das ist die Kernfrage, um das Problem 
zu identifizieren und daraus unter Umständen strukturelle Ableitungen zu definieren.  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Schneider. – Angesprochen sind 
Prof. Ehrlich, Prof. Ullrich, Frau Winter und Frau Preusker. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Herr Schneider, darf ich Sie um eine nochmalige Konkretisierung 
Ihrer Frage zu den 200 000 Euro bitten? 
 
Prof. Dr. Günther Schneider, CDU: Ja. Die Ausgangsfrage, Herr Prof. Ehrlich, ist, dass 
die Kunst- und Musikhochschulen 2013 und 2014 jeweils 200 000 Euro zusätzlich zur 
Verbesserung der Lehre zugewiesen bekommen. Diese Beträge in den nächsten 
beiden Jahren resultieren aus Zuweisungen aus dem Hochschulpakt und sie dienen der 
Verbesserung der Lehre. Meine Frage zielt darauf – in hohem Respekt vor Ihrer 
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autonomen Entscheidung als Hochschule –, inwieweit sie diese Mittel auch im Bereich 
der Lehrbeauftragten einzusetzen gedenken. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Sie werden ausschließlich im Bereich der Lehrbeauftragten 
eingesetzt, denn ansonsten können wir sie gar nicht bezahlen. Ich glaube, ich hatte es 
vorhin angedeutet, und ich kann es gern wiederholen und konkretisieren: Wir stellen 
damit den Stand von 2010 wieder her. Ja, mehr kann ich dazu nicht sagen. Ich würde 
an Herrn Ullrich weitergeben. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Herr Schneider, ich glaube, Sie hatten vor allem Frau Preusker 
und Frau Winter angesprochen. Ich würde den beiden Damen gern den Vortritt lassen. 
 
Prof. Dr. Günther Schneider, CDU: Darf ich, Herr Vorsitzender? – Das ist genau die 
Frage. Sie zielt auf diese Leitbilddiskussion und dann ergibt sich daraus die Frage: Wie 
weit hat sich die tatsächliche Situation im Freistaat von diesem Leitbild entfernt oder wie 
weit stimmt sie mit diesem noch überein? 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Ehrlich, Sie wollen darauf antworten. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Ich verstehe Ihre Frage, aber ich bin insofern irritiert, dass ich 
überhaupt keine Veränderungen seit 20 Jahren erkenne. Ich bin seit 1993 an der HMT 
Leipzig tätig. Ich habe keine schlüssige Aufstellung, aber ich gehe davon aus, dass 
ungefähr die Hälfte der Lehre durch Lehrbeauftragte erteilt wird. Dort ist alles dabei: Da 
ist ein Mitglied des Gewandhauses oder der Sächsischen Staatskapelle. Da ist auch ein 
Mensch, der wirklich davon existieren muss. Insofern hat das von Ihnen angesprochene 
Leitbild nie für die Musikhochschulen gegolten. Wir funktionieren nicht so. Kollege 
Ullrich kann das vielleicht in einen bundesweiten Kontext setzen. Das gilt auf jeden Fall 
für die zwei sächsischen Musikhochschulen. Wir sind immer auf die Lehrbeauftragten 
angewiesen gewesen. Ohne die Lehrbeauftragten hätte es die innovativen 
Neugründungen nach der friedlichen Revolution nicht geben können. Wir hatten keine 
Dramaturgie, wir hatten keine alte Musik. Die Bereicherung des Hauses, die dadurch 
möglich geworden ist, wäre nie geschehen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Es geht um die Frage, ob sich der Anstellungsstatus 
zwischen den drei Gruppen in den vergangenen Jahren verändert hat. – Herr 
Schneider, Entschuldigung, Sie wollen Ihre Frage wiederholen. 
 
Prof. Dr. Günther Schneider, CDU: Die Leitbildfrage richtet sich daran aus, dass die 
gesetzliche Regelung an der typischerweise hauptberuflichen Tätigkeit anknüpft. Ich 
habe mich auf das bezogen, was Herr Prof. Ullrich soeben dargestellt hat. Meine Frage 
bezieht sich mit einem Satz darauf: Wie weit ist die derzeitige tatsächliche 
Ausgestaltung in Sachsen mit diesem Leitbild kompatibel? 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Ullrich. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Vielleicht darf ich jetzt kurz das Wort nehmen; denn, Herr 
Ehrlich, ich gehe davon aus, Sie haben recht. Am Verhältnis dieser Typen innerhalb der 
Hochschule hat sich, wie auch an vielen anderen Musikhochschulen, wahrscheinlich 
wenig geändert. Das, was sich ändert, sind die Rahmenbedingungen. Das haben Sie, 
Frau Winter, schon ganz exzellent dargestellt. Wir erleben, dass sich, einem 
allgemeinen gesellschaftlichen Trend folgend, im Musikmarkt, auch im 
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Musikarbeitsmarkt das Verhältnis Festanstellung und Freiberufliche, auch Portfolio- 
oder Patchworkverhältnisse, ändert. Gleichzeitig erleben wir – und ich finde es ganz toll, 
dass Sie das so betont haben –, dass der Musikmarkt als Teil der Kultur- und 
Kreativwirtschaft insgesamt sowohl in seinen öffentlich geförderten als auch in seinen 
privaten Bereichen trotz aller Rückschläge im Einzelnen boomt und ein unglaublich 
wichtiger Wirtschaftsfaktor ist. 
 
Wir können beobachten, dass sich die Karrierewege des wissenschaftlichen 
Nachwuchses ändern, dass die Konkurrenz um wissenschaftlichen Nachwuchs an den 
Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften ganz neue Formen 
angenommen hat, und wir erleben, dass wir in diesen Strudel auch geraten. Vor 
zwanzig oder vierzig Jahren mag es angemessen gewesen sein zu sagen: Wir 
gewinnen unsere Nachwuchsprofessorinnen und –professoren aus Orchestern von 
Opernhäusern und qualifizieren sie mit ein bisschen Lehrauftrag über einige Semester 
so weit weiter, dass sie professorabel werden. Das funktioniert angesichts der heutigen 
Musiklandschaft so nicht mehr, wo wir ganz neue Formen künstlerischer Forschung, 
künstlerischer Innovation, Anforderungen an Musikvermittlung, an 
Outright choke (?) in Orchestern, Opernhäusern usw. erleben. 
 
Ich denke, die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und der Berufsmarkt haben sich 
geändert und nicht so sehr die Proportionen innerhalb der Musikhochschulen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Wer von Ihnen war zuerst? – Frau 
Preusker. 
 
Bettina Preusker: Zu dieser Leitbildfrage möchte ich Folgendes anmerken. In Dresden 
sind wir mit unserem Rektor, seit es diese Lehrbeauftragtenvertretung gibt, in einem 
sehr guten Kontakt und immer wieder im Gespräch. Wir sind uns dahin gehend einig: 
Ein gutes, ausgewogenes Verhältnis von Festanstellung und Lehraufträgen wäre 70 zu 
30 %, 70 % die Festanstellung, 30 % Lehre über Lehraufträge – einfach, um flexibel zu 
sein, um die Praxisnähe wirklich in der Hochschule permanent auf dem Laufenden zu 
halten. 
 
Auch die Lehrbeauftragten können mit diesen Prozenten ganz gut mitgehen, und unser 
Rektor versucht es auch. Wir beobachten: Vor zwei Jahren hatten wir 47 % 
Lehrbeauftragte in der Lehre, jetzt sind es nur noch 43 %. Er ist also sehr bemüht, 
wenigstens befristete Stellen zu schaffen, um den Lehrbeauftragten, wo es möglich ist, 
einfach mehr Sicherheit zu geben.  
 
Ich finde diesen Schritt sehr, sehr gut. Da muss man die Bedingungen schaffen, dass 
das weiter verfolgt werden kann, vielleicht dann auch über feste langfristige Stellen, 
nicht nur immer befristete. In bestimmten Bereichen in der Hochschule ist es garantiert 
möglich, zum Beispiel in den Bereichen Korrepetition oder Musiktheorie, wo immer ein 
ganz bestimmter Prozentsatz Kollegen gebraucht wird. Aber bei Sonderinstrumenten, 
wie eben zum Beispiel die Tuba oder Piccolo, oder neuen Musiktrends – sicher, da 
werden Lehraufträge gebraucht.  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Frau Winter. 
 
Mechthild Winter: Das ist im Prinzip auch meine Meinung. Ich glaube auch nicht, dass 
ich da ganz konträr mit unserem Rektor bin, auch wenn er eher diese Flexibilität betont. 
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Wir denken, dass dieser Prozentsatz tatsächlich zu hoch ist. Wo der jetzt im Idealfall 
angesiedelt ist, dazu sollte man sicherlich Überlegungen anstellen. Man kann dazu 
auch noch einmal ganz genau schauen, wie viele Lehraufträge eben wirklich voll 
ausgelastet sind über Jahre und Jahrzehnte, das heißt zu fragen: Was sind wirklich 
Kernfächer des Studiums, für die ich nicht aller zwei Jahre einen neuen Lehrer brauche, 
sondern da brauche ich kontinuierliche Arbeit und Erfahrungen, die ja dann die Lehrer 
auch sammeln über die Jahre hinweg, die der Hochschule wieder nützlich sind. 
 
Es nützt also nicht wirklich, wenn ich in Kernfächern aller zwei Jahre jugendliche 
Anfänger habe. Ich glaube, mit so einer Erfahrung ist das eine ganz wichtige 
Geschichte auch für eine Hochschule. Also für solche Kernfächer, wo wir viele, und 
zwar ausgelastete Lehraufträge für das gleiche Fach haben – jedes Semester wieder; 
das kann man doch nachschauen, welche Fächer das betrifft und in welchem Maße –, 
kann man trotzdem noch ein bisschen Flexibilität einbauen und sagen: Nun ja, vielleicht 
kommen doch mal weniger Studenten oder so. Aber bei diesem hohen Prozentsatz ist 
das, glaube ich, nicht gegeben.  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Frau Falken. 
 
Cornelia Falken, DIE LINKE: Ich möchte mich als Erstes, auch im Namen meiner 
Fraktion, ganz herzlich für Ihre Ausführungen bedanken. Ich sage es Ihnen ganz 
ehrlich: Ich habe mich mit dem Thema noch nicht so intensiv beschäftigt, und ich bin 
ziemlich erschrocken und entsetzt, was da an den entsprechenden Hochschulen 
passiert. 
 
Ich habe zwei Fragen, die beide an Sie, Herr Ehrlich, gerichtet sind. Und zwar geht es 
mir einmal um die Studiengebührenerhöhungen. Sie haben das ja ganz kurz 
angeschnitten. Mich würde mal interessieren, ob Sie in Ihrem Haus 
Negativauswirkungen schon sehen oder auch nicht – ich bin da jetzt mal ganz 
vorsichtig, weil ich mich da nicht so gut auskenne; ich hatte es schon angerissen – oder 
ob sich für Studierende aus den entsprechenden Bereichen – es betrifft ja nicht nur 
Nicht-EU-Mitglieder – möglicherweise auch eine Frage des Rufes für Ihr Haus ergeben 
könnte. – Das ist jetzt eine hypothetische Frage. 
 
Die zweite Frage, die uns als Abgeordnete, glaube ich, hier in diesem Raum schon sehr 
interessiert, wenn wir auf den Landeshaushalt blicken, ist natürlich: a) wie viel Prozent 
Ihrer Lehrbeauftragten, die Sie zurzeit im Haus haben, in Festanstellung gehen sollten, 
müssten aus Ihrer Sicht, oder könnten – wir haben das jetzt schon gehört; die Fragen 
haben Sie eigentlich schon zum Teil beantwortet. Ich weiß aber nicht, ob Herr Ehrlich 
das auch so sieht. Und die entscheidende Frage für uns heißt natürlich, welche 
Konsequenzen das für Ihr Haus hätte, also sprich: Wie viel zusätzliche Mittel müssten, 
wenn Sie eine Festanstellung mit der entsprechenden Eingruppierung haben – ich will 
das nicht in Cent wissen, aber eine Größenordnung-, bereitstehen? Das ist ja für uns 
relevant, hier dann im Landeshaushalt entsprechend mehr Mittel auch wirklich 
einzustellen. Ich glaube, 50 % ist eine relativ hohe Zahl aus meiner Sicht.  
 
Also die zwei Fragen hätte ich. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank.  
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Cornelia Falken, DIE LINKE: Ich werde hier noch aufgefordert, auch an die 
Lehrbeauftragtenvertretung soll ich die erste Frage bezüglich der Studiengebühren  
stellen. – Danke. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Ehrlich und Frau Winter. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Negativauswirkungen können wir bislang nicht feststellen. Wir 
haben Jahr für Jahr um die 3 000 Bewerbungen im Rahmen der Aufnahmeprüfungen. 
In diesem Jahr gab es nur ein Nadelöhr, und das war unser Online-Portal; es gab keine 
andere Möglichkeit, sich zu bewerben außer auf dem Online-Portal. Da wurde 
zweisprachig – deutsch und englisch – ziemlich knallig darauf hingewiesen, wie die 
Situation mit den Studiengebühren nun sei an der HMT. Es hat auch eine entsprechend 
hohe Anzahl an Rückfragen über Facebook und Twitter an unsere Studienabteilung, die 
wir sehr gewissenhaft beantwortet haben, gegeben. Es gab einen leichten Anstieg der 
Bewerberzahlen; das ist aber statistisch nicht relevant. Es ist alles geblieben wie immer.  
 
Was ich interessanter und wichtiger finde: Die geografische Herkunft der sich 
Bewerbenden hat sich überhaupt nicht verändert. Wir haben weiterhin unsere 
Kontingente aus der Ukraine, Georgien, Russland – das sind sehr wichtige 
Herkunftsländer für uns. Auch aus dem Nahen Osten haben wir Bewerber, zwölf, 
glaube ich, aus dem Iran, fünf aus Israel, vier aus Ägypten, sechs aus Syrien. Das sind 
Werte, die wir jedes Jahr hatten. Also es wird weiterhin der Fall sein, dass Sie, wenn 
Sie zu uns in einen Vortragsabend kommen, eine israelische Pianistin erleben, die eine 
iranische Sängerin begleitet. Das findet man nicht überall in der Welt.  
 
Ein wichtiger Grund dafür ist, dass wir auch vom Gesetzgeber, von Ihnen, gehalten 
sind, ein Stipendienprogramm anzubieten. Das sieht dergestalt aus, dass 25 % des 
Gebührenaufkommens als Stipendien vergeben werden, und zwar gerade an die 
bedürftigsten Studierenden. Ich habe mehrmals auch öffentlich garantiert, dass unser 
Haus, das HMT, keinen einzigen Studenten verlieren wird aufgrund von Gebühren, die 
sie oder er objektiv sich nicht leisten kann. Das heißt natürlich, die Vermögens- und 
Einkommensverhältnisse müssen klargelegt werden.  
 
Aber wir haben schon viele Erfahrungen über die Jahre, und wir haben seit 2006 ein 
Stipendienwesen aufgebaut, ein leistungsbezogenes Stipendienwesen. Derzeit sind es 
12 plus große Stipendien in Höhe von 5 000, 6 000 Euro im Jahr, die wir vergeben. Und 
so prüfen wir sehr genau, seit vielen Jahren, wie die tatsächlichen Lebensverhältnisse 
sind, auch durchaus von Menschen, die aus ganz anderen Kulturkreisen und Ländern 
kommen. Es ist eine Erfahrung da. 
 
Diese Garantie habe ich nicht leichtfertig gegeben. Das hat sich herumgesprochen, und 
auch die beispielsweise aus dem Iran sich Bewerbenden wissen, wenn sie gut genug 
sind, bei uns einen Studienplatz zu bekommen, dass die Tatsache, dass sie aufgrund 
der politischen Entwicklungen nicht in der Lage sind, ihr Geld aus dem Iran nach 
Europa zu bringen, kein Studienhindernis ist bzw. kein zusätzliches. Es ist schwer 
genug, wir wollen uns aber nicht verschließen. 
 
Die Konsequenzen für den Ruf des Hauses sind sehr interessant. Ich bin gerade von 
einer internationalen Tagung in Manchester zurückgekommen, auf der 24 Rektoren aus 
aller Herren Länder bis aus Australien anwesend waren. Es ist im Grunde eine 
Lachnummer, dass Deutschland keine Studiengebühren für ausländische Studierende 
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erhebt. Wenn man nach Holland oder Ungarn schaut, geschweige denn nach 
Großbritannien, Australien oder in die Vereinigten Staaten: Die bedeutenden 
Musikhochschulen, wo sich Bewerber aus Asien, Amerika, Japan, Australien – unsere 
Stammkundschaft – bewerben, verlangen alle Studiengebühren, die in keinem 
Verhältnis stehen zu jenen Studiengebühren, die wir jetzt an der HMT eingeführt haben. 
Sie sind wesentlich teurer. Es ist nach wie vor der Fall, dass es für viele unserer 
Studierenden billiger ist, nach Deutschland zu kommen – den Heimflug eingerechnet –, 
hier die Studiengebühren zu zahlen, als wenn sie in der Heimat studieren würden. 
 
Das ist weiterhin ein Standortvorteil. Ich begrüße das. Deutschland profitiert unglaublich 
davon, Sachsen profitiert unglaublich davon. Wenn wir nach wie vor die ärmsten unter 
unseren nicht-EU-ausländischen Studierenden unterstützen, sehe ich überhaupt keine 
Gefahr. Ich sehe eher eine Fragestellung. Das habe ich in Manchester erlebt. Es hat 
sich herumgesprochen, dass Leipzig gewissermaßen einen Alleingang gemacht hat. 
Des Öfteren ist der Spruch gefallen: Nun ja, was nichts kostet, ist nichts wert. Ich war 
etwas überrascht, dass ich das mehr als einmal und in einigen Sprachen gehört habe, 
die ich verstehen kann. 
 
Wie viele der Lehrbeauftragten in Leipzig sollten in eine Festanstellung übertragen 
werden? Ich würde mich der Argumentation von Frau Preusker gern anschließen. Es 
gibt sehr wohl Bereiche, in denen es sinnvoll und gerecht wäre. Frau Winter, Sie hatten 
vorhin gesagt, dass es schon eine harte Nummer ist, wenn man 25 Jahre in einem 
Betrieb arbeitet, dass man sich dann um die eigene Stelle bewerben sollte. Das 
empfinde ich auch ungerecht. Ich denke, für Kernbereiche, die vorhersehbar immer 
wiederkehren werden, bei denen wir sehr gute Erfahrungen mit unseren Lehrkräften 
haben – Korrepetition, Pflichtfach Klavier, Gehörbildung und vielleicht einige 
wissenschaftliche Vorlesungen –, wäre es absolut angebracht, dass wir eine leichte 
Erhöhung der Festanstellungen hätten. Ich würde das nicht bei 70 % sehen. Ich denke, 
mit 60 % würden wir gut fahren. Um Himmels willen – ich bin Hochschulrektor und ich 
freue mich über jede feste Stelle, die mir zugesprochen wird. Ich werde sie einzusetzen 
wissen. Ich bin nicht vorbereitet, Ihnen eine genaue Zahl zu nennen. Das würde ich 
gern sauber ausarbeiten, und ich kann das jederzeit auf Anforderung durch den 
Landtag gern tun bzw. mit dem zuständigen Ministerium für Sie vorbereiten. 
 
 (Cornelia Falken, DIE LINKE: Danke!) 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Frau Winter. 
 
Mechthild Winter: Zum Thema Studiengebühren. Das sind hauptsächlich 
Erfahrungsberichte von der Basis, die man so hört und mitbekommt. Ich hatte den 
Eindruck, dass die Solidarität der inländischen und EU-Studenten bei uns, auch bei 
diesen Vollversammlungen, sehr groß war. Das fand ich auch gut. In den Gesprächen 
am Rande ist unheimlich viel davon zu hören gewesen. Ich habe das, was Herr Ehrlich 
jetzt ausgeführt hat, immer unterstützt. 
 
Es kam eine leichte Panikmache auf, sodass ich gesagt habe: Habt ihr zugehört? Es 
wird niemanden geben, der, weil er kein Geld hat, nicht mehr an der Hochschule 
studieren kann. Das hat er vor einer so großen Öffentlichkeit kundgetan; da müssen 
und können wir ihn beim Wort nehmen. Wenn dort irgendetwas anbrennt, werden wir 
die Studenten unterstützen. Wir sind nicht die Studentenvertretung, aber wir sind mit 
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ihnen in Kontakt und versuchen sie zu ermutigen. Es gibt sicher immer und überall 
Leute, die den Kopf in den Sand stecken und sagen, ich kann nicht mehr. 
 
Ein anderer Aspekt, den ich bemerkt habe, ist: Die Studiengebühren sind für bereits 
Immatrikulierte ein Semester ausgesetzt worden. Man macht sich schon Gedanken – 
das finde ich, ehrlich gesagt, nicht schlecht –: Vielleicht schaffe ich es ja doch noch, 
meinen Abschluss zu machen. Vorher hieß es: Na ja, vielleicht mache ich ihn doch erst 
ein bisschen später. Also, man überlegt sich genauer, wie man es plant und 
hinbekommt. Zu dem Sachverhalt, dass man sein Einkommen oder das der Eltern 
offenlegen muss, sage ich: Das muss man für BAföG genauso. Das sind aus meiner 
Sicht keine Argumente. Ich habe den Eindruck, dass man sich damit auseinandersetzen 
muss, aber irgendwie geht das Studium weiter und man versucht, sich damit zu 
arrangieren. Die Studienbewerberzahlen zeigen auch, dass kein riesengroßer Einbruch 
passiert ist. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Auf meiner Liste stehen jetzt Herr 
Kollege Tippelt, Herr Kollege Mann und Frau Kollegin Fiedler. Herr Kollege Tippelt, 
bitte. 
 
Nico Tippelt, FDP: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Vielen Dank auch an die Damen 
und Herren Sachverständigen seitens der FDP-Fraktion. Meine Fragen gehen in erster 
Linie an Herrn Prof. Ullrich. Wie realistisch beurteilen Sie die verschiedenen 
Forderungen in dem Antrag? Sind all diese Forderungen von den Hochschulen 
umsetzbar bzw. wünschenswert? Wir haben dazu bisher unterschiedliche Positionen 
gehört. Gibt es konkrete Erfahrungen von Ihnen aus Bayern – Nürnberg nannten Sie – 
oder aus anderen Bundesländern in diesem Kontext? 
 
Die nächste Frage: Werden die zur Verfügung gestellten 200 000 Euro, die für dieses 
und nächstes Jahr im Raum stehen, und zuzüglich die erhobenen Studiengebühren in 
Leipzig die finanzielle Situation der Lehrbeauftragten signifikant verbessern? – Danke. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. Herr Prof. Ullrich ist in erster Linie 
angesprochen. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Herr Tippelt, vielen Dank. Ich möchte, um das etwas kompakt zu 
halten, einige mir wichtig erscheinende Punkte aus dem Antrag herausgreifen, diesen 
aber nicht vollständig durchgehen. Mir scheint – das ist hier bereits zur Sprache 
gekommen – die erfolgte Umstellung der Zuweisungen für Personalausgaben auf 
Istkosten vor allem ein Kern des Problems zu sein. Denn wenn ich es richtig verstehe – 
sehen Sie mir nach, dass ich die sächsischen Verhältnisse nicht im Einzelnen kenne –, 
ist dadurch ein Problem entstanden, weil man gar nicht über eine Erhöhung der 
bestehenden Lehrauftragssätze – diese Erhöhung ist erforderlich – spricht, sondern 
zunächst einen Istzustand von vor einigen Jahren wieder zu erreichen versucht. 
 
Auch wenn ich diese Rechnung nicht en détail nachvollziehen kann, so muss ich sagen, 
wenn ich Vergleichszahlen, die wir jetzt in Bayern erhoben haben – aufgrund einer 
Sonderzuweisung handelt es sich ebenfalls um 200 000 Euro für die drei bayerischen 
Musikhochschulen, allerdings auf zwei Jahre verteilt –, vergleiche, dann führt das zu 
einer augenblicklichen Anhebung der Lehrauftragssätze, die angesichts des Volumens 
fast nicht der Rede wert ist. Ich denke schon, dass Sie, meine Damen und Herren 



 32 

Abgeordneten, noch einmal über ganz andere Summen sprechen müssten, um eine 
signifikante Erhöhung zu erzeugen. 
 
Problematisch erscheint mir die Forderung, die Lehraufträge über einen längeren 
Zeitraum, also mindestens zwei Semester, zu vergeben und die Vergütung für Zeiten 
der Lehrveranstaltungen, Vor- und Nachbereitung usw. eigens auszuweisen. Hier wäre 
aus meiner Sicht der richtige Weg – ganz banal – die angemessene Erhöhung der 
Sätze. Ich habe vorhin noch einmal im Wissenschaftsfreiheitsgesetz nachgeschaut, in 
dem von einer angemessenen Vergütung ausdrücklich die Rede ist. Man muss hier 
nicht über Dinge reden, die in einem freiberuflichen Honorarverhältnis gar nicht sinnvoll 
unterzubringen sind. 
 
Ein Grenzfall aus meiner Sicht ist allerdings die Regelung für Krankheitsfall und 
Mutterschutz. Ich würde davor warnen, von Überstundenausgleich zu sprechen; denn 
der Auftrag wird nun einmal anhand gehaltener Stunden abgerechnet, und da ist es 
eigentlich systemwidrig, auf Überstunden abzuheben. Das ist auch die Position der 
Rektorenkonferenz und unserer Kanzlerkonferenz.  
 
Aber ich würde empfehlen, über flexible Regelungen, und zwar in dem Fall wirklich 
flexibel zugunsten der Lehrbeauftragten, für Krankheitsfall und Mutterschaft tatsächlich 
intensiv nachzudenken. Also, das bayerische Staatsministerium ist mit uns der 
Auffassung, dass es im Rahmen der freiberuflichen Tätigkeit als Lehrbeauftragte 
durchaus machbar ist und auch kein juristisches Problem darstellt, wenn hier – 
zumindest kurzfristige – Ausgleichsmöglichkeiten geschaffen sind.  
 
Ich möchte zusätzlich noch darauf hinweisen, dass auch das Nicht-Stattfinden gerade 
von Einzelunterricht durch kurzfristige Absage oder Nichterscheinen von Studierenden 
aus meiner Sicht nicht auf dem Rücken der Lehrbeauftragten landen darf; das ist 
selbstverständlich Unterricht, der vergütet werden sollte, wenn es nicht durch die 
Lehrbeauftragten zu vertreten ist, dass da Dinge nicht stattfinden. 
 
Betonen möchte ich noch einmal, dass – abseits von Detailfragen, wie kameralistisch 
oder global jetzt Hochschulbudgets aufgestellt sind – hier unbedingt die Hochschulen 
durch zusätzliche Mittel in den Stand gesetzt werden müssen, angemessene 
Erhöhungen oder auch die Bildung von Stellen vorzunehmen. Das ist also ein Problem, 
dem wir uns bundesweit stellen – und das die Bundesländer im Moment sehr 
unterschiedlich zu lösen gewillt sind. 
 
Inwiefern die Musikhochschulen in dieser besonderen Situation, die wir jetzt, glaube ich, 
sehr gut haben herausarbeiten können, quasi auf sich selbst verwiesen werden und auf 
ihre unterfinanzierten Grundmittel oder wirklich hier zusätzliche und auch gezielte 
Hilfestellungen bekommen – - Letzteres muss der Fall, und ich weiß nicht, ob es in 
Sachsen – das wäre dann gut – anders gelaufen ist. Aber in den Bundesländern, die ich 
näher kenne, und auch in Bayern sind eben aus Hochschulpaktmitteln und Ähnlichem 
keine Zuweisungen an die Musik- und Kunsthochschulen erfolgt. Die großen 
Steigerungsprogramme, auch im Rahmen der doppelten Abiturjahrgänge, und die 
großen Pakte sind systematisch an der Gruppe der Kunst- und Musikhochschulen 
vorbeigeschleust worden. Insofern haben wir noch einmal ganz andere Probleme, was 
unsere Grundfinanzierung angeht und die Verschiebemöglichkeiten, die sich in unseren 
allgemeinen Haushalten finden, als die Universitäten und Fachhochschulen.  
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Herr Tippelt, ist das erst einmal ausreichend?   
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Tippelt. 
 
Nico Tippelt, FDP: Danke. – Vielleicht könnten Sie noch kurz etwas zu diesen 
Studiengebühren sagen – ich fand da die Ausführungen sehr interessant –, wie Sie das 
bewerten. 
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Jede Bewertung von meiner Seite kann natürlich nur vorläufig 
sein, denn wir reden ja sozusagen von einem Wechsel auf die Zukunft, und ich würde 
Sie bitten, diese meine vorläufige Äußerung jetzt in keiner Weise sozusagen als zynisch 
misszuverstehen. Aus Sicht des Vorsitzenden der Rektorenkonferenz aller deutschen 
Musikhochschulen ist jetzt eine sehr interessante und geradezu Laborsituation 
entstanden – Herr Ehrlich, wir hatten schon einmal darüber geredet – angesichts der 
Tatsache, dass von zwei sächsischen Musikhochschulen eine diese Gebühren erhebt 
und die andere nicht. Und alle – sicherlich nicht nur die Dresdner, sondern auch die 22 
anderen deutschen Musikhochschulen – werden sehr aufmerksam beobachten und 
weiterhin nach dem fragen, Frau Falken, was Sie jetzt beim Kollegen Ehrlich erfragt 
haben: Gibt es Änderungen im Bewerberverhalten, gibt es Änderungen im 
Studierverhalten, gibt es Wanderungsbewegungen, wird es Wanderungsbewegungen 
innerhalb des Freistaates geben oder auch zwischen den verschiedenen 
Bundesländern?  
 
Die deutschen Musikhochschulen sind in einer Situation, in der sich der Wille zur 
Kooperation, wie er sich zum Beispiel in dem groß angelegten Verbundprojekt, im 
„Qualitätspakt Lehre“ ausdrückt, und die Konkurrenz in etwa die Waage halten. Meine 
persönliche Einschätzung ist, dass sich vor allem – und das ähnelt dann wieder der 
Situation bei den Universitäten – zunehmende Gefälle zwischen verschiedenen 
Bundesländern ergeben. Insofern werden wir wahrscheinlich in Zukunft eine gewisse 
Veränderung, Verschiebung in der deutschen Musikhochschullandschaft erleben. Das 
ist etwas, dem ich nicht gerne entgegenblicke, aber für uns alle ist es von großem 
Interesse, ob diese Studiengebühren sich neutral auswirken werden, ob sie dazu 
führen, dass Leipzig weniger oder weniger gute Studierende hat oder gar, wie Sie, Herr 
Ehrlich, gerade so ein bisschen spekulativ angedeutet haben, das Renommee des 
Standortes Leipzig noch wächst im internationalen Vergleich. 
 
Wie gesagt, ohne jeden Zynismus, aber ganz ehrlich und hier sozusagen unter uns: Ich 
bin sehr neugierig, was sich da ergeben wird, ob sich eine Art von Domino-Effekt in 
Bezug auf uns andere Musikhochschulen ergeben wird oder eine Situation, in der man 
sagt: Gut, dass wir alle anderen das jetzt nicht angefasst haben!  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Ullrich. – Auf meiner Liste steht 
jetzt Herr Kollege Mann. – Entschuldigung, Herr Ehrlich, ich habe es vergessen. Sie 
wollten ergänzen. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Ganz kurz. Herr Tippelt, Sie hatten auch noch gefragt, ob eine 
signifikante Verbesserung für die Lehrbeauftragten zu finanzieren sei. – Nein, nicht im 
Sinne einer Verdoppelung des Honorars, und das wäre – ich denke, aus unser aller 
Sicht – angebracht, das ist keine vermessene Forderung – um diese Position zu 
unterstreichen. Natürlich: Alle wollen immer mehr Geld; das ist ganz klar. Und die 
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Hochschulen sind nichts anderes als die Polizei oder die Schulen oder das Tiefbauamt. 
Wir haben alle sehr gute Gründe, weshalb wir mehr Geld haben wollen. 
 
Nur: Etwas anderes ist es bei den zwei Musikhochschulen; da ist das strukturelle 
Problem der Erbringung der Lehre schlicht und einfach übersehen worden, und zwar so 
lange, wie das Hütchenspiel funktioniert hat. Mit Hütchenspiel meine ich: Wir lassen ein 
paar Professorenstellen unbesetzt und finanzieren die Lehrbeauftragten daraus. Und 
erst jetzt, wo dieses Spiel aufgeflogen ist durch die Personal-Istkostenerstattung, haben 
wir den Salat. Dadurch ist das Ganze ans Tageslicht gekommen, und wir sehen, dass 
eine Anomalie entstanden ist über viele, viele Jahre, weshalb ein wirklich beherzter 
Schritt erforderlich ist.  
 
Die Antwort der HMT, den Weg der Studiengebühren zu beschreiten, ist einzig nicht  
aus ideologischen Überzeugungen entstanden, sondern wir haben ein kategorisches 
Nein bekommen, dass es kein Geld mehr gibt, und das haben wir erst einmal zu 
akzeptieren. Wir protestieren dagegen, wir strampeln, aber das machen wir seit vielen 
Jahren. Uns ist eine Tür durch den Gesetzgeber gezeigt worden, wie wir uns selber 
helfen können, und wir haben diese Tür aufgemacht. 
 
Die Erhöhung bedeutet, dass wir zum Beginn des Wintersemesters 2013/14 fast allen 
unseren Lehrbeauftragten 30 Euro pro Stunde bezahlen werden. Nach meinem 
Ermessen ist der Anstieg von 23 auf 30 Euro eine signifikante Erhöhung, auf jeden Fall. 
Eine angemessene Erhöhung ist sie längst noch nicht; daran müssen wir weiter 
arbeiten. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Vielleicht verraten Sie uns noch, was 
Sie für angemessen halten? 
 
Prof. Robert Ehrlich: Also, ich habe es, glaube ich, schon angedeutet. Ich finde, der 
Ansatz – – Entschuldigung, war die Frage an mich gerichtet? 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Wir reden die ganze Zeit um den heißen Brei herum. 
Ich wollte jetzt einfach mal eine Summe hören. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Herr Prof. Schulz hat aus den Erfahrungen in unserem 
Nachbarland Österreich einen Mindestsatz von 70 Euro genannt. Wenn ich überlege, 
was ich so im Haus in den letzten fünf, sechs Jahren von Handwerkern jedweder 
Couleur habe machen lassen, finde ich das nicht übertrieben. Da sind auch andere 
Dinge, die berücksichtigt werden, wie Anfahrt und Abfahrt. Wenn der Klempner kommt, 
muss ich seine Anfahrt auch bezahlen. 
 
Prüfungstätigkeiten, Prüfungsleistungen werden in der von mir vorhin erwähnten 
Regelung des SMWK für die Berufsakademie Sachsen selbstverständlich vergütet. Das 
sind alles Punkte, die natürlich rein juristisch in der Zuständigkeit, der Hoheit der 
jeweiligen Hochschulen liegen. Nur, wir benötigen gewisse Mittel, um diese Ebene zu 
finden.  
 
Ich denke aber – jetzt ohne Übertreibung; ich weiß, wie übertrieben diese Forderung 
klingen mag in dem Hohen Haus –, eine Verdoppelung der jetzigen Sätze wäre alles 
andere als vermessen. Wenn wir dann in einem Bereich zwischen 50 und 70 Euro 
landen würden, wäre das, denke ich, aus heutiger Sicht eine adäquate Entlohnung. 
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Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Herr Kollege Mann, bitte. 
 
Holger Mann, SPD: Vielen Dank für das Statement. Es hat zumindest einen Teil meiner 
ersten Frage erhellt. Mir schien hier im Saal ein deutlicher Widerspruch zutage zu 
treten. Herr Kollege Schneider hatte gesagt, diese vor Kurzem noch einmal 
zugewiesenen Hochschulpaktmittel von 200 000 Euro sollten zusätzlich zur 
Verbesserung der Lehre eingesetzt werden. Herr Prof. Ehrlich, Sie als 
Sachverständiger haben gesagt: Ohne diese Mittel wären Sie gar nicht in der Lage 
gewesen, die Lehrbeauftragten-Honorare zu zahlen. 
 
Das sehe ich als einen deutlichen Widerspruch – zumindest in der Wahrnehmung, aber 
auch in der Sache. Man muss kein Betriebswirt sein, um sich auszurechnen, dass Sie – 
selbst mit dem minimalen inflationsbereinigten Aufwuchs – für die letzten zwei Jahre 
immer noch ein Defizit von 300 000 Euro haben, wenn diese Zahlen, die Sie hier 
geäußert haben, stimmen. 
 
Deswegen sowohl die Frage als auch noch einmal die Interpretation zum letzten 
Statement – widersprechen Sie mir bitte –: Kann ich den Schluss daraus ziehen, dass 
Sie ohne diese Unterfinanzierung die Studiengebühren nicht eingeführt hätten? 
 
Eine Detailfrage – auch an die anderen Sachverständigen – wäre: Gab es in den 
Haushaltsverhandlungen vor dieser Umstellung des Verfahrens eine Antwort des 
Ministeriums, wie man dieses Defizit finanzieren sollte? Denkbar wäre durchaus eine 
Reduzierung der Einschreibezahlen, sprich: der Lehrverpflichtungen, oder eine 
Eingrenzung des Angebotes, das natürlich mit Qualitätsabsenkungen einhergegangen 
wäre. Es gibt ja mehrere Stellschrauben, um mit weniger Budget umzugehen. Das 
würde mich noch einmal interessieren. 
 
Die zweite Frage: Es ist schon mehrfach diese Verfahrensumstellung genannt worden, 
die massiv Probleme ausgelöst hat. Ich glaube, sie ist nicht das alleinige Thema; denn 
wir haben schon herausgearbeitet, dass die Lehrbeauftragten-Honorare in Sachsen – 
auch im bundesweiten Vergleich – seit Jahren auf einem sehr niedrigen Stand sind. 
Wäre es eine Hilfe, wenn man diese durch die Staatsregierung erlassene 
Rechtsverordnung wieder zurücknehmen würde, also die Istkosten-, 
Personalkostenerstattung zurücknehmen und den Stand Doppelhaushalt 2010 plus 
einer angemessenen Tariferhöhung im Doppelhaushaltsverfahren einstellen würde, um 
mit einem faktisch flexiblen Stellenpool arbeiten zu können? Die Frage geht an alle 
Sachverständigen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Kollege Mann. – Herr Ehrlich, die 
Frage geht in erster Linie an Sie, aber auch an alle anderen. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Herr Mann, hätten wir die Studiengebühren eingeführt, wenn wir es 
nicht hätten machen müssen? – Klares Nein! Die letzten Monate haben mir keinen 
Spaß gemacht, und ich denke, ich spreche für meine gesamte Belegschaft. 
 
Ob Studiengebühren gerecht sind oder nicht, ist eine politische Entscheidung. Ich 
denke, das ist eine Entscheidung, die nicht in einem Rektorat getroffen werden sollte, 
sondern beispielsweise im Sächsischen Landtag. Ich persönlich bin überrascht, dass 
der Sächsische Landtag vor vielen Jahren keinen allgemeinen Studienbeitrag eingeführt 
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hat. Ich finde das sehr verwunderlich. Wenn ich mir die Erfahrungen von 
Musikhochschulen aus anderen Bundesländern anschaue und sehe, was dort alles mit 
den bescheidenen allgemeinen Studienbeiträgen zur Verbesserung der Lehre, zur 
Verbesserung der Studienqualität für die Studierenden und für die Einrichtung von 
Stipendien für bedürftige Studierende gemacht wurde, dann finde ich das etwas 
verwunderlich. Aber, wie gesagt, ist das nicht unbedingt eine Entscheidung, die in 
einem einzelnen Lektorat getroffen werden soll.  
 
Dass wir diesen Schritt gemacht haben, lesen Sie bitte als deutliches Zeichen, dass wir 
es mit der Qualität unserer Hochschule ernst meinen. Die HMT Leipzig ist nicht da, um 
eine billige Ausbildung anzubieten. Wir sind da, um weiterhin eine der besten 
Musikhochschulen der Welt zu sein. Dass wir das sind, bestätigen die Erfolge unserer 
Alumni in der ganzen Welt. Um diesem Auftrag, dieser Mission gerecht zu werden, 
generieren wir die Gelder, wie wir sie generieren können, auch wenn es uns keinen 
Spaß macht. Nein, die letzten Wochen und Monate waren keine Freude, und ich habe 
diese Turnübung nicht gemacht, weil ich in dieser Hinsicht besonders sportlich bin. 
 
Die Isterstattung rückgängig zu machen ist ebenfalls eine Entscheidung des Landtages. 
Das Einzige, wozu ich mich befugt fühle, etwas zu sagen, ist, dass das Hütchenspiel 
nicht anständig war. Das ist es auch in den anderen Bundesländern nicht, in denen es 
weiterhin betrieben wird. Es ist nicht gut, dass man Lehrbeauftragte, Ergänzungen der 
Lehre, durch das Anzapfen von Planstellen finanziert. Insofern finde ich es zumindest 
intellektuell nachvollziehbar, dass der Landtag und das SMF entschieden haben, die 
tatsächlichen Kosten für einen Arbeitsplatz zu ermitteln. Warum nicht? Das ist eine 
absolut nachvollziehbare Sache. Nur, dann muss man bitte hinschauen, wofür diese 
Fettschicht tatsächlich verwendet worden ist und ob dadurch bedeutende Einrichtungen 
des Freistaates in existenzielle Schwierigkeiten kommen, was leider hier der Fall 
gewesen ist. 
 
Mir ist es relativ egal: Entweder kann das gern weiter vorgesetzt werden, dann aber mit 
einem offenen und ehrlichen Haushaltsansatz für die ergänzenden Angebote in der 
Lehre. Zu ergänzen ist sie nicht; es steht im Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetz, 
dass die Lehrbeauftragten die Lehre auch erbringen. Oder wir können gern zu 
Stellenpauschalen zurückkommen. Allerdings werden wir dabei in Zukunft sehr 
aufpassen. Wir sind gebrannte Kinder. 
 
Wer ganz aufmerksam ist, wird gemerkt haben – die Kollegin aus Dresden hat es 
angedeutet –, dass beide sächsischen Musikhochschulen mit enormem Fleiß frei 
werdende Stellen besetzen. Denn wirklich schlaflose Nächte bereitet uns die 
Vorstellung, dass es noch eine Istkostenerhebung gibt. Und gerade an dem Tag sind 
beispielsweise sechs Kollegen im Mutterschutz oder gerade ausgeschieden, und es ist 
uns noch nicht gelungen, einen Nachfolger zu bestellen. Dann können wir eigentlich 
schließen. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. Gibt es ergänzende Kommentare? – 
Ja, Herr Unger. 
 
Marco Unger: Zu der ersten Frage, den Studiengebühren. Die GEW hat sich immer 
vehement gegen die Einführung von Studiengebühren jedweder Art ausgesprochen. 
Das mag man jetzt hier von einigen Seiten kritisieren. Wir haben ganz klar den Ansatz: 
Bildung ist keine Ware, Bildung ist ein Menschenrecht. Dieses Menschenrecht muss für 
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alle Menschen gelten, egal, ob sie das Glück hatten, in Sachsen geboren zu werden, 
oder wie das Beispiel Iran. Deshalb ist für uns ganz klar, dass Gebühren für 
ausländische Studierende ein No-Go sind. 
 
Erhebungen und Untersuchungen in Nordrhein-Westfalen und in anderen 
Bundesländern hatten gezeigt, dass die damalige Einführung – und glücklicherweise 
wieder Abschaffung – der allgemeinen Studiengebühren damals leider auch dazu 
geführt hat, dass einige Studierende – das waren im Jahr 2009 bis zu 17 000 – von 
einer Aufnahme eines Studiums abgeschreckt waren.  
 
Nun mag man sagen, an Kunsthochschulen ist die Situation anders, der Bewerbermarkt 
ist auch von anderen Ländern gespeist. Allerdings, Sie hatten es selbst dargestellt: Sie 
haben einen sehr hohen Aufwand, den Sie dann mit der Prüfung der individuellen 
Situation vornehmen müssen. 
 
Die Frage ist doch: Stehen die damit verbundenen Bürokratiekosten, bedürftige 
Studierende wieder über andere Mittel zu kompensieren, und die eingenommenen 
Mittel in einem tatsächlich ausgewogenen Verhältnis, oder sind das nicht nur wieder 
Dinge, die als Add-on-Aufgabe auf uns zukommt? Damit komme ich als Überleitung auf 
die Frage 2, Istkostenrechnung oder Vollkostenrechnung. Es geht doch um die Größe 
der Decke, die man hin- und herzieht. Wenn die Decke zu klein ist, sodass es vorn und 
hinten nicht passt, dann ist es auch egal. Wir brauchen an Hochschulen – das trifft auf 
alle Hochschulen zu, aber insbesondere auf die Kunst- und Musikhochschulen – eine 
ausreichend finanzierte Lehre, Verwaltung und Infrastruktur. 
 
Wenn der Landesgesetzgeber, der Landtag, sagt, er möchte diese guten und 
renommierten Kunst- und Musikhochschulen im Freistaat angesiedelt lassen, weil sie 
wirklich eine sehr hervorragende, exzellente Arbeit machen, dann muss er gleichzeitig 
dafür geradestehen, dass diese ausfinanziert sind. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank, Herr Unger. – Gibt es von den 
Sachverständigen zu dem Fragenkomplex noch weitere Kommentare? – Wenn das 
nicht der Fall ist, bitte ich Frau Fiedler um ihre Fragen. 
 
Aline Fiedler, CDU: Drei kleine Fragen noch. Die erste an Sie, Herr Prof. Ullrich. Wenn 
man sich den bundesweiten Vergleich anschaut, ist die Anzahl der Lehrbeauftragten 
sehr unterschiedlich. Rostock hat, glaube ich, 72 %. Aber selbst innerhalb eines 
Bundeslandes ist das so. Stuttgart liegt bei 40, Freiburg bei unter 20 % Lehrbeauftragte. 
Können Sie aus Ihrer Sicht, die darübersteht, diese unterschiedlichen Prozentzahlen 
erklären bzw. die Entwicklung, wie sie bis dahin stattgefunden hat? Wir legen uns ja 
jetzt sehr stark auf etwas fest, während auf der anderen Seite das Bild, wenn man sich 
das anschaut, etwas anderes hergibt. 
 
Die zweite Frage geht auch an Sie und an  Herrn Prof. Ehrlich: inwieweit die 
Bereitschaft von Orchestermusikern besteht bzw. welche Entwicklung es gibt, 
Lehrbeauftragter an einer Musikhochschule zu sein.  
 
Auch die dritte Frage geht an Sie beide. Wir erleben – zumindest nehme ich es so wahr 
– in der Politik, dass die Hochschulen sehr auf Autonomie drängen. Vieles von dem, 
was Sie jetzt gesagt haben, steht dem entgegen. Die nicht ausreichende Finanzierung 
ist der eine Punkt. Aber das Zweite ist, wieweit man dann Regelungen in der 
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Hochschule vornimmt für die Höhe der Vergütung von Lehrbeauftragten, den 
prozentualen Anteil usw. Sie sprachen auch davon, dass man mal darüber nachdenken 
sollte, wie man wissenschaftlichen Nachwuchs an Musikhochschulen ausbildet. 
Inwieweit sind das Dinge, wo man sagt, da  ist der Gesetzgeber gefordert, oder muss 
es auf einer anderen Ebene geklärt werden? 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Angesprochen ist zunächst einmal 
Herr Ullrich, dann aber auch alle anderen.  
 
Prof. Dr. Martin Ullrich: Vielen Dank, Frau Fiedler. – Die Gründe für die ganz 
unterschiedlichen Relationen des Anteils von festangestellten und lehrbeauftragten 
Lehrenden an Musikhochschulen sind zum Teil historischer Natur. Institutionen sind auf 
ganz unterschiedliche Art und Weise entstanden.  
 
Ich möchte Ihnen das Beispiel der Nürnberger Hochschule geben, die aus 
Vorgängerinstitutionen, aus städtischen Konservatorien entstanden ist. Diese 
städtischen Konservatorien hatten keine freiberuflichen Anstellungsverhältnisse. 
Insofern ist diese staatliche Hochschule für Musik Nürnberg mit einem ganz geringen 
Anteil von Lehrbeauftragten gestartet. Die Nachbarhochschule in Würzburg hat im Zuge 
der Auf- und Ausbauprozesse der letzten Jahrzehnte sozusagen zusätzliche 
Studienangebote geschaffen oder schaffen müssen und hat das jeweils nur mit 
Lehrbeauftragten unterlegen können, sodass da der Anteil schon viel höher ist. 
 
Also daraus erklären sich Unterschiede selbst in den einzelnen Bundesländern, 
geschweige denn aufgrund ganz unterschiedlicher gesetzlicher Rahmenbedingungen 
zwischen den verschiedenen Bundesländern. 
 
Meines Wissens steckt da eigentlich nie eine gestalterische Linie der jeweiligen 
Hochschulleitung dahinter, sondern Zufälligkeiten der vorgegebenen Randbedingungen. 
 
Damit würde ich zunächst zu Ihrer dritten Frage springen. – Meine Vorschläge für eine 
innovative Weiterentwicklung unserer Stellenstruktur und vor allem auch unserer 
Möglichkeiten zur Personalentwicklung sind keine Vorschläge, die in die Autonomie 
unserer Hochschulen eingreifen würden. Ich bin ganz bei dem, was zuletzt auf Herrn 
Manns Frage gesagt worden ist. Wenn die gesicherte Grundfinanzierung  – eben nicht 
Drittmittel, nicht zusätzliche Studiengebühren, die einer Verbesserung und nicht einer 
Sicherstellung der Lehre dienen – stimmt, egal, in welchem haushalterischen Modell, in 
einer Vollkameralistik oder in einem absoluten Globalbudget, dann werden wir in der 
Lage sein, diese Weiterentwicklung zu leisten.  
 
Im Moment sind wir das einfach nicht. Mein Appell ist keiner an sozusagen zusätzliche 
regelnde Eingriffe vonseiten der jeweiligen Gesetzgeber, sondern mein Appell ist eine 
ausreichende und gesicherte Grundfinanzierung, die gerne mit Auflagen verknüpft sein 
kann, mit Zielvereinbarungen oder mit welchem Mittel auch immer, dass wir dann 
tatsächlich diese Innovation und diese Weiterentwicklung auch schaffen. Also ich 
plädiere für ein Ernstnehmen der Autonomie und nicht eine Scheinautonomie, die sich 
immer darin erschöpft, dass gesagt wird, ihr könntet ja was ändern, aber ihr habt kein 
Geld dafür. 
 
Noch kurz zu Ihrer zweiten Frage, welche Motivation beispielsweise professionelle 
Orchestermusikerinnen und –musiker haben, einen Lehrauftrag zu ergreifen. Es ist ein 
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ganzes Bündel von Gründen, das da vorliegt. Zum einen ist es der Wunsch, sich 
tatsächlich für eine akademische Karriere zu qualifizieren. Immer wieder gehen ja über 
diesen Zwischenschritt Lehrauftrag Orchestermusiker auch in eine Professur an 
Musikhochschulen. Das ist zum Teil auch tatsächlich ein gewisser Idealismus, der 
Orchestermusiker sozusagen dahin zurückzieht, wo sie einmal ihre Ausbildung gehabt 
haben, sei es als Alumnus der jeweiligen Hochschule, sei es ganz abstrakt an die 
Musikhochschule als Ausbildungsinstitut. 
 
Und es ist auch ein wachsendes Bewusstsein der professionellen Musikerinnen und 
Musiker, dass sich Lehre und Studienbedingungen an den Musikhochschulen 
innovieren müssen. Das haben Sie, Herr Prof. Ehrlich, hier auch gut zum Ausdruck 
gebracht. Das haben sie in den letzten Jahren, auch im Zuge der Bologna-Reform, in 
ganz hohem Maße getan. Da gibt es viele Musikerinnen und Musiker, auch 
Musikpädagoginnen und -pädagogen, die daran gestaltend teilnehmen. 
 
Aber auch aus meiner Sicht ist da im Moment eine Grenze erreicht, wo sich – gerade 
wenn ich beim Beispiel Orchestermusiker bleibe – diese fragen müssen, bei allem 
Idealismus und bei aller Verbindung zum Organismus Musikhochschule: Mache ich das 
sinnvoll für dieses Geld? Ich weiß nicht, ob Ihnen das bewusst ist, aber wir haben ja auf 
Basis der derzeit geltenden W3-Besoldung mit ihren Berufungs- Leistungszulagen oft 
Schwierigkeiten, interessierte Orchestermusikerinnen und  
-musiker auf unsere Professuren zu verpflichten. Sie kommen aus einer Situation, wo 
sie sich gut überlegen, ob sie ihre Orchesterstelle gegen eine Professur eintauschen, 
weil damit in der Regel eine Gehaltseinbuße verbunden ist. Und dann komme ich mit 
dem Lehrauftrag und sage: Jetzt mach das doch bitte mal zu diesen Bedingungen!  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Herr Kollege Ehrlich. 
 
Prof. Robert Ehrlich: Darf ich da gerne anschließen? Ich denke, auch Orchestermusiker 
sind keine ganz homogene Gruppe. Wir haben die besten Erfahrungen mit Kollegen 
aus dem Gewandhausorchester zum Beispiel, auch aus dem MDR-Orchester. Aber 
nicht alle Orchestermusiker werden so gut entlohnt. Das Beispiel, das Sie, Herr Ullrich, 
gebracht haben, mag für Mitglieder der Sächsischen Staatskapelle oder des 
Gewandhausorchesters zutreffen.  
 
Allerdings nicht weit von hier, in Radebeul, gibt es einen Klangkörper, wo man sich 
eigentlich glücklich nennen darf, wenn nach allen Abzügen 1 500 Euro übrigbleiben. 
Und da überlegt man sich sehr wohl, welche Nebentätigkeiten man macht. Dies trifft 
auch und in zunehmendem Maße für jüngere Kolleginnen und Kollegen zu, die wir nicht 
gewinnen können. Sie sind darauf angewiesen, konzertierend tätig zu sein außerhalb 
des Dienstes und auch lehrend. Die sehen das ganz anders, da kann man ganz 
anderes Geld verdienen.  
 
Das ist langsam zu einem Problem geworden. Noch finden wir geeignete Lehrende, 
aber es ist auffällig, dass die Jüngeren manchmal recht schwer zu überzeugen sind, 
dass sie eine Tätigkeit an der HMT Leipzig aufnehmen sollen.  
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Besier: Vielen Dank. Ja bitte, Frau Preusker. 
 
Bettina Preusker: Ich möchte daran gern anknüpfen. Meine Beobachtung an der 
Dresdner Musikhochschule, ob Orchestermusiker bereit sind, Lehraufträge zu 
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übernehmen, sieht so aus: Ich habe 1989 bis 1994 in Dresden studiert. In der Abteilung 
Holzbläser – ich denke, es ist bei den Blechbläsern nicht anders – waren fast 
ausschließlich Musiker der Staatskapelle und der Philharmonie die Lehrenden für die 
Orchesterfächer im Hauptfach. Heute ist es kaum noch einer.  
 
Bei den Flötisten – ich kann für die Flötisten sprechen – ist es noch einer aus der 
Staatskapelle, der einen Lehrauftrag hat, weil es einfach finanziell unattraktiv ist. Sie 
sagen: Dafür dieser Aufwand?! Und man kann langfristig nicht immer auf den 
Idealismus der Menschen setzen, aus Idealismus zu unterrichten. Ja, der Beruf macht 
Spaß, Pädagoge zu sein ist etwas Wundervolles, was weitergegeben wird, aber nicht 
auf Idealismus bauend. 
 
Ich möchte noch etwas ergänzen, was mir am Herzen liegt: Den Hochschulen ist nicht 
nur in den nächsten zwei Jahren etwas mehr Geld zu geben – 200 000 Euro –, sondern 
es muss eine langfristige Sicherung sein, sodass die Hochschulen langfristig planen 
und langfristige Konzepte erstellen können. Das ist einfach wichtig. 
 
Vors. Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier: Vielen Dank. – Gibt es von Ihrer Seite weitere 
Kommentare zur Frage von Frau Fiedler? – Das ist nicht der Fall. Gibt es weitere 
Fragen seitens der Damen und Herren Abgeordneten an unsere Sachverständigen? – 
Das ist auch nicht der Fall. 
 
Dann möchte ich mich bei Ihnen herzlich bedanken, dass Sie die Mühe auf sich 
genommen haben, hierher zu kommen und uns Informationen zu geben, die unsere 
Urteilsfähigkeit befördern – das hoffe ich jedenfalls – und uns befähigen, Lösungen zu 
finden. Ich bedanke mich ebenso bei den Damen und Herren Abgeordneten. Die 
Anhörung ist geschlossen. 
 

(Schluss der Anhörung: 12:35 Uhr) 
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Aus den Ergebnissen der
IJmfrage an der HMT vom Frühjahr 2012

Von insgesamt ca. 300 Lehrbeauftragten haben sich 1 17 {39%) an der Umfrage beteiligl.

Davon geben insgesamt 67 Lehrbeauftragle an, eine Festanstellung an einem anderen

Institut/Orchester o.ä. zu haben.

Frage: Ist der Lehrauftrag ein existentiell wichtieer Anteil Ikes Einkommens?

Für 597o an der HMT, 59 "h bundesweitn ist der LA ein existenziell wichtiger Anteil ihres
Einkommens!!

Frage: Haben Sie Interesse an einer Festanstellung (auch Teilzeit) an der Hochschule?

Knapp 72o/" der LB der HMT, 79oÄbundesweit, haben Interesse an einer Festanstellung
(auch Teilzeit!) an der Hochschule!!

Frage: Wie lange unterrichten Sie bereits als Lehrbeauftragteh an einer Musikhochschule oder anderen

Kunsthochschulen?
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Hochschuleo seit mindestens 5 Jahren unterrichtenT4"/" der LB der HMT!!
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LB, 1,71o/ol
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Krxzgefasste Erläuterungen zur Umfrage unter den Lehrbeauffragten an den
deutschen Musikhochschulen im Sommersemester 20L2

Diese Umfrage ist keine wissenschaftliche Studie, für die derzeit keine Mittel vorhanden sind. Sie wurde
von den Lehrbeauftragten in Eigeninitiative entwickelt und durchgeführt. Sie enthält kleinere
Ungenauigkeiten, z.B. bei den Prozentzahlen. Diese beruhen darauf, dass einzelne Fragebögen
unvollständig bzw. widersprüchlich ausgefüllt waren.
Von den zw Zeit 4827 Lehrbeauftragten an den 24 deutschen Musikhochschulen waren alle ntr
Teilnahme aufgerufen; beteiligt haben sich 1456 von23 MHS. Die Ergebnisse sind daher möglicherweise
nicht streng repräsentativ. Die Zahl, von etwa 30 % stellt jedoch eine solide statistische Grundlage für eine
fundierte Beschreibung der Lage da4 und es wäre jedenfalls nicht gerechtfertigt, wegen der geringen
methodischen Ungenauigkeiten die Ergebnisse pauschal anzunrreifeln.

Folgende Tendenzen sind klar feststellbar:

von den teilnehmenden Lehrbeauftragten

unterrichten insgesamt fast 45Vo l?inger als 1 0 Jahre, davon etwa 25 To länger als 1 5

Jahre und etwa l5 %oLänger als 20 Jahre; das heißt, ein großer Teil der Lehrbeauftragten
sind Langzeit-Dozenten, die durch ihre langiährige Erfahrung für den Unterrichts-
und Prüfungs-Betrieb der Hochschulen nahezu unverzichtbar sind.

fast 60 Yo an, dass der Lehrauftrag ein existentiell wichtiger Teil ihres Einkommens

geben über 60 Yo an, noch ein anderes vertragliches Arbeitsverhältnis zu haben. Dies stellt
keineswegs einen Widerspruch dar; es ist vielmehr ein Hinweis auf die typischen beruflichen
Patchwork-Existenzen, die aus mehreren Teilen bestehen. Keiner dieser Teile allein ist
ausreichend zur Existenz-Sicherung, jeder dieser Teile ist unverzichtbar.

sind lediglich etwa 13,4 yo durch eine hauptberufliche Tätigkeit im Bereich
Orchester/Theater abgesichert. Dies ist besonders interessant, da oft das Argument genannt

wird, dass Lehrbeauftragte in großer Anzahl in Orchestern, Chören, Theatern abgesichert
seien, was offensichtlich so nicht stimmt.

geben ca.79 Yo an, an einer festen Stelle (Teilzeit und/oder Vollzeit) interessiert zu sein.

wird etwa ein Driuel zu administrativen Tätigkeiten herangezogen, die nur teilweise vergütet
werden.

Aus einzelnen handschriftlichen Ergärrlxrgen wird zudem deutlich, dass zahlreiche Lehrbeauftragte die
mangelnde Wertschätzung ihrer Arbeit beklagen.

Es ist zu wünschen, dass bereits diese verkürzte Form der Auswertung eine gute Grundlage bildet für die
Gespräche zwischen den Lehrbeauftragten und allen Verantwortlichen in den Hochschulen, den
Ministerien und in der Politik.

- geben
ist.

Die Sprechergruppe der bklm



Gegenüberstellung der Einksrnnnen von Lel'r rbeauftragten und ArbeitslCIsen
Beispielrechnung

Alleinstehend kinderlos

Lehrauftrag mit 22 Stunden*
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x
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X
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RegelsatzALG 2 382C

+
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Regelsatz
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Mehrbedarf für
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Mietkostenzuschuss* 542€

Summe/ Monat 1.541€

*für 3-Personenhaushalt, Quelle wikipedia-Be;spiel für Berlin
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-1.900€ -2.527 €

8.100 € 10.773 €
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Einkommen Nettol Monat 675C 857 € Summe/ Monat 760 €

* Festangestellte Hochschullehrer halten 20-24 Wochenstunden 'Quelle: Wikipedia für einen l Personenhaushalt in Berlin

"" Die Steuern schwanken in diesem Bereich erhebiich: zw. 600 und 380 EURlJahr in

den letzten 5 .lahren

Alleinerziehend mat 2 Kindern

Lehrauftrag mit 22 Stunden***

Jährl. Honorar (Brutto) (vgl.o.) 15.180 € 382 €

Summe Netto/ Jahr (vgl.o.)

Kindergeld für 2 Kinder
(184 EURY MonaU Kindl)

Summe/ Jahr
Arbeitzzeitenbedin gte private
Kinderbetreuung (9 Monate) monatlich ca
2OO EUR

Jährlich bleiben

8.100 €

4.416 €

12.516 €

-1.800 €

10.716 C

Summel Monat 893 €

*"*Kindesunterhalt blieb unberucksichtigt, da der nach unseren lnfos auch an ALG 2-
Empfänger zusätzlich gezahlt wird

zum Vergleich:

Die Niedriglohngrenze liegt bei 1.870 EUR/Monat.

Das Durchschnittseinkommen der KSKversicherten freien Künstlerlnnen lag 2011 bei rund 't4.000 EUR brutto/Jahr (1.166 EUR/Monat).

Die durchschnittliche Rentenerwartung bei ca. 420 EUR.
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Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 

Herzlichen Dank für Ihre Einladung und die Möglichkeit meine Erfahrungen mit Ihnen zu 

teilen! Aber warum traue ich mir das überhaupt zu, hier vor Ihnen zu sprechen? 

1.) Zunächst haben die österreichischen Musik- und Kunsthochschulen eine vergleichbare 

Situation in den vergangenen 30 Jahren durchlebt. 

2.) Ich habe 12 Jahre Leitungserfahrungen an der Universität für Musik und darstellende 

Kunst in Graz, zuletzt war ich als Rektor unter anderem für die Ressorts Personal und 

Budget verantwortlich, als solcher war ich auch Mitglied des Dachverbands der 

österreichischen Universitäten. 

3.) Ich kenne die Situation auch von der anderen Seite, habe ich doch 1981 als 

Lehrbeauftragter begonnen. 

4.) Als Mitglied des Vorstands der europäischen Vereinigung der Musikhochschulen und 

Gutachter bei vielen Evaluationen konnte ich internationalen Einblick in die 

Notwendigkeit guter und zeitgemäßer Lehre an Musikhochschulen gewinnen. 

 

Zum historischen Verlauf in Österreich (wegen der Zeitbeschränkung natürlich stark verkürzt) 

 

Ab 1974 gab es in Österreich die Lehrbeauftragten an Hochschulen als Rechtsform sui 

generis, d.h. ohne Dienstverhältnis und ohne Zugehörigkeit zur Universität. Die Idee war 

dieselbe wie bei Ihnen: Lehrende aus der beruflichen Praxis zur sinnvollen Ergänzung der 

Lehre zu gewinnen. Ein Lehrauftrag sollte immer nebenberuflich ausgeübt werden und 

niemals Existenz begründend sein, er war immer mit jeweils einem Semester befristet.  

Ein großer Unterschied zu Ihnen in Deutschland war in Österreich aber immer gegeben: die 

Lehrbeauftragten wurden unvergleichlich besser bezahlt, je nach Jahr und Berechnung der 

Valorisierung waren das pro 45-minütiger künstlerischer Unterrichtsstunde nie unter 70 Euro. 

Reise- und Aufenthaltskosten wurden zwar nicht bezahlt, konnten aber als Selbstständiger bei 

der Einkommensteuererklärung geltend gemacht werden. Finanziell war so ein Lehrauftrag 

also  universitärer Lehre und ihrem Vorbereitungsaufwand angemessen. 

In der Blütezeit wurden um die 20% der gesamten Lehre durch Lehrbeauftragte abgehalten 

und zwar aus zwei Gründen: 

1.) Lehrbeauftragte konnten flexibel betraut werden. Das ist für unsere Musik- und 

Kunsthochschulen dringend notwendig, da durch Veränderung der Studierendenzahlen 

und den Einzelunterricht Lehre quantitativ stark schwanken kann und weil durch 

Veränderung des Berufsfelds die Curricula immer wieder erneuert werden müssen. 
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Diese Flexibilität ist für eine Musikhochschule, die auf die Bedürfnisse der 

Studierenden und des Arbeitsmarkts eingeht will, essentiell. 

2.) Der zweite Grund für Lehrbeauftragte: Wegen des restriktiven Stellenplans wurden 

Lehrbeauftragte auch für das Wachstum der Hochschule mit mehr Geld aber nicht 

mehr Stellen eingesetzt. Diese Umgehung des Stellenplans über Jahrzehnte ist aus 

meiner Sicht das eigentliche Problem. 

Wegen dieser Umgehung kam es in Österreich Anfang der 90er Jahre zur unhaltbaren 

Situation, dass Lehrbeauftragte als Systemerhalter mit viel Lehre aus dem Kerncurriculum, 

sogar aus dem Hauptfach, über einen längeren Zeitraum betraut wurden. Damals sah sich das 

Ministerium in Österreich gezwungen, solche „Existenzlektoren“ mit 1.März 1995 zu fix 

angestellten Vertragslehrenden umzuwandeln, Lehrbeauftragte durften danach nur mehr mit 

maximal 10 künstlerischen Stunden betraut werden.  

Mit der Vollrechtsfähigkeit der Universitäten in Österreich 2004 mussten alle Lehrenden von 

der Universität angestellt werden, ab 1.Oktober 2009 regelt ein Kollektivvertrag die 

Bedingungen nun für alle 21 österreichischen Universitäten gemeinsam. Und diese Anstellung 

auch mit nur einer Semesterstunde hat ein massives Problem: das der Befristung. Wegen des 

Kettenvertragsverbots darf in Österreich nur einmal befristet angestellt werden, bei einer 

Verlängerung geht das nur unbefristet. Einen Kompromiss schuf das Universitätsgesetz 2002, 

das für ausschließlich Lehrende mit geringem Stundenausmaß eine jeweils semesterweise 

Befristung bis zu 8 Jahren ermöglicht (§109 (2) UG). Es gibt also zwei Möglichkeiten: alle 

Lehrbeauftragte nach 8 Jahren austauschen oder unbefristet anstellen und dann jeweils 

kündigen, wenn es keinen Bedarf gibt. Das schafft extreme soziale Spannungen.  

Das Universitätsgesetz 2002 hat daher in einer Novelle 2009 den nebenberuflichen Lehrenden 

mit bis zu 4 Semesterstunden ohne Anstellung geregelt. Die gesetzlichen Vorgaben sind aber 

nicht administrierbar (es muss ermittelt werden, ob der Lehrenden bei einem anderem 

Arbeitgeber mindestens 60% der Höchstbemessungsgrundlage an Sozialabgaben leistet) oder 

im Sinne der Qualitätssicherung nicht akzeptabel (der Lehrbeauftragte kann sich jederzeit 

ohne Zustimmung der Uni durch eine Person seiner Wahl vertreten lassen), dass sie kaum 

eingesetzt werden. Außerdem ergibt sich durch die unpräzise Rechtssituation ein großes 

Klagsrisiko für die Universität, allgemein ein Phänomen der Vollrechtsfähigkeit. 

 

Das ist für alle Beteiligten sehr unbefriedigend. 
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Was sind nun die Vor- und Nachteile der Anstellung von Lehrbeauftragten aus meiner Sicht? 

 

Ein wesentlicher Vorteil einer Anstellung (allerdings nur für Lehrbeauftragte mit vielen 

Stunden und keiner Hauptbeschäftigung in einem anderen Anstellungsverhältnis) ist: soziale 

Gerechtigkeit wird hergestellt, weil auch Lehrbeauftragte eine Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall bekommen und in Karenz oder Pflegefreistellung gehen können. Die Sicherheit 

der Beschäftigung steigt (wenn auch nicht sehr, da Lehrende im Kollektivvertrag kündbar 

sind) und mit der Sicherheit steigt auch die Motivation an der längerfristigen Entwicklung der 

Hochschule teilzunehmen. Die angestellten Lehrbeauftragten können sich in die 

Gremienarbeit einbringen (was wohl auch nur Lehrbeauftragte mit vielen Stunden wollen). 

Die Hochschule kann ihre Angestellten zu viel mehr als zur bloßen Lehre heranziehen und 

zwar verpflichtend, bei Lehrbeauftragten ist dies meist freiwillig.  

Der zentrale Nachteil ist der Verlust der Flexibilität für die Hochschule mit allen 

Folgewirkungen, denn selbst wenn angestellte Lehrbeauftragte kündbar sind, ist das immer 

mit Spannungen verbunden. In Österreich kann jede Kündigung, bei aller inhaltlichen 

Begründbarkeit, z.B. wegen Sozialwidrigkeit bekämpft werden. Mangelnde Flexibilität 

bedeutet in der Folge: geringere Wahlmöglichkeiten für die Studierenden (und gerade diese 

macht eine zukunftsweisende Bildung aus und eine Musikhochschule international 

konkurrenzfähig); erschwerte Reformierbarkeit veralteter Curricula; kaum Flexibilität in der 

Aufnahme von Studierenden, egal wie das Qualitätsniveau bei der Zulassungsprüfung ist (und 

das nivelliert immer nach unten). Für Lehrende, deren Hauptbeschäftigung nicht an der 

Hochschule liegt, ist eine Anstellung mit größerem bürokratischem Aufwand und – jedenfalls 

in Österreich – mit viel geringer steuerlicher Flexibilität verbunden. 

Sie sehen die Vor- und Nachteile sind nicht pauschalierbar sondern unterscheiden sich je nach 

Umfang und Art der Lehre und der Lebenssituation des Lehrenden beträchtlich.  

 

Dadurch ergeben sich meine Schlussfolgerungen: 

1.) Schaffung von Planstellen in einem gewissen Ausmaß für diejenige Lehre, die zum 

Kern der Curricula gehört und Besetzung durch ein transparentes, kompetitives 

Verfahren. Die Schaffung der Planstellen darf sich nicht nach stichtagsbezogener 

Lehrverpflichtung einzelner Kolleginnen und Kollegen richten sondern muss – wie der 

Name Planstelle ja ausdrücken will – nach einem langfristigen Bedarf geplant werden. 

Hier haben wir mit der Existenzlektorenaktion 1995 in Österreich schlechte 
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Erfahrungen gemacht. Ein momentaner Bedarf wurde gleichsam eingefroren und die 

Kolleginnen und Kollegen ohne ein kompetitives Verfahren übernommen. 

2.) Beibehaltung des Lehrauftrags für kleinere Lehrverpflichtungen oder 

Lehrverpflichtungen, die curricularen und inskriptionsbedingten Änderungen 

unterworfen sind. Rückkoppelung der Ergebnisse aus der Qualitätssicherung in die 

Wiedererteilung von Lehraufträgen. 

 

Der Ruf der deutschen Musikhochschulen ist international bedeutend und dient der kulturellen 

Identität Ihrer Region, die ja über eine große künstlerische Tradition verfügt. Das muss sich in 

einer ausreichenden und angemessenen Entlohnung und Finanzierung wiederspiegeln. 

Gleichzeitig ist es wohl die Aufgabe der Politik rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, 

die helfen, die Qualität zu erhalten und die Balance zwischen den Bedürfnissen der Lehrenden 

und der Studierenden immer wieder neu zu finden. 

 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich freue mich auf Ihre Fragen. 

 

Georg Schulz, 3.6.2013 

 



Anhörung  durch den Ausschuss für Wissenschaft und Hochschule, Kultur und  
Medien – am 1. Juli 2013, 10:00 Uhr, Plenarsaal 
 

Drucksache 5/11489 „Prekäre Beschäftigungssituation von Lehrbeauftragten an Musik- und 
Kunsthochschulen überwinden“, Antrag der SPD-Fraktion  

 
 

 

E I N G E L A D E N E   S A C H V E R S T Ä N D I G E  
 

NAME INSTITUTION bzw. FUNKTION 

  

Prof. Robert Ehrlich Rektor der Hochschule für Musik und Theater 
Leipzig 

Bettina Preusker Lehrbeauftragtenvertretung der Hochschule für 
Musik Carl Maria von Weber Dresden 

Ao. Univ. Prof. Mag. Mag. Dr. 
Georg Schulz MSc 

Altrektor der Kunstuniversität Graz 
schriftliche Stellungnahme 

Prof. Dr. Martin Ullrich Vorsitzender der Rektorenkonferenz der dt. 
Musikhochschulen in der HRK 

Marco Unger stellvertretender Landesvorsitzender der GEW – 
Bereich Hochschule und Forschung 

 Mechthild Winter Sprecherin des Lehrbeauftragtenrates der 
Hochschule für Musik und Theater Leipzig 
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